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(Sonstige Rechtsakte) 

EUROPÄISCHER WIRTSCHAFTSRAUM 

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 209/2017 

vom 15. Dezember 2017 

zur Änderung von Anhang I (Veterinärwesen und Pflanzenschutz) des EWR-Abkommens 
[2019/1618] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Verordnung (EU) 2016/1012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2016 über die Tier­
zucht- und Abstammungsbestimmungen für die Zucht, den Handel und die Verbringung in die Union von rein­
rassigen Zuchttieren und Hybridzuchtschweinen sowie deren Zuchtmaterial und zur Änderung der Verordnung 
(EU) Nr. 652/2014, der Richtlinien des Rates 89/608/EWG und 90/425/EWG sowie zur Aufhebung einiger 
Rechtsakte im Bereich der Tierzucht („Tierzuchtverordnung“) ( 1 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(2) Die Durchführungsverordnung (EU) 2017/716 der Kommission vom 10. April 2017 mit Bestimmungen für die 
Anwendung der Verordnung (EU) 2016/1012 des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die 
Muster für die Informationen, die in die Liste der anerkannten Zuchtverbände und Zuchtunternehmen aufzuneh­
men sind ( 2 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(3) Die Durchführungsverordnung (EU) 2017/717 der Kommission vom 10. April 2017 mit Bestimmungen für die 
Anwendung der Verordnung (EU) 2016/1012 des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die 
Muster für Tierzuchtbescheinigungen für Zuchttiere und deren Zuchtmaterial ( 3 ) ist in das EWR-Abkommen auf­
zunehmen. 

(4) Die Durchführungsverordnung (EU) 2017/1422 der Kommission vom 4. August 2017 zur Benennung des Refe­
renzzentrums der Europäischen Union mit Zuständigkeit für den wissenschaftlichen und technischen Beitrag zur 
Harmonisierung und Verbesserung der Methoden für die Leistungsprüfung und die Zuchtwertschätzung bei rein­
rassigen Zuchtrindern ( 4 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen.

DE 3.10.2019 Amtsblatt der Europäischen Union L 254/1 

( 1 ) ABl. L 171 vom 29.6.2016, S. 66. 
( 2 ) ABl. L 109 vom 26.4.2017, S. 1. 
( 3 ) ABl. L 109 vom 26.4.2017, S. 9. 
( 4 ) ABl. L 204 vom 5.8.2017, S. 78.



 

(5) Mit der Verordnung (EU) 2016/1012 werden mit Wirkung zum 1. November 2018 die Richtlinien 
87/328/EWG ( 5 ), 88/661/EWG ( 6 ), 89/361/EWG ( 7 ), 90/118/EWG ( 8 ), 90/119/EWG ( 9 ), 90/427/EWG ( 10 ), 
91/174/EWG ( 11 ) und 2009/157/EG ( 12 ) des Rates sowie die Entscheidung 96/463/EC ( 13 ) des Rates aufgehoben, 
die in das EWR-Abkommen aufgenommen wurden und daher mit Wirkung zum 1. November 2018 aus diesem 
zu streichen sind. 

(6) Dieser Beschluss betrifft Rechtsvorschriften in Bezug auf andere lebende Tiere als Fische und Tiere der Aquakultur 
sowie tierische Erzeugnisse wie Eizellen, Embryonen und Sperma. Nach Absatz 2 des Einleitenden Teils von 
Anhang I Kapitel I des EWR-Abkommens gelten Rechtsvorschriften mit diesem Gegenstand nicht für Island. Dieser 
Beschluss gilt daher nicht für Island. 

(7) Dieser Beschluss betrifft veterinärrechtliche Vorschriften. Nach den sektoralen Anpassungen zu Anhang I des EWR- 
Abkommens gelten veterinärrechtliche Vorschriften nicht für Liechtenstein, solange Liechtenstein in das Abkom­
men zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über den Handel mit 
landwirtschaftlichen Erzeugnissen einbezogen ist. Dieser Beschluss gilt daher nicht für Liechtenstein. 

(8) Anhang I des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang I Kapitel I des EWR-Abkommens wird wie folgt geändert: 

1. In Teil 1.1 wird unter Nummer 2 (Richtlinie 90/425/EWG des Rates) folgender Gedankenstrich angefügt: 

„— 32016 R 1012: Verordnung (EU) 2016/1012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2016 
(ABl. L 171 vom 29.6.2016, S. 66)“ 

2. In Teil 1.1 wird unter Nummer 3 (Richtlinie 89/608/EWG des Rates) Folgendes angefügt: 

„, geändert durch: 

— 32016 R 1012: Verordnung (EU) 2016/1012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2016 
(ABl. L 171 vom 29.6.2016, S. 66)“ 

3. In Teil 2.1 wird nach Nummer 7 (Entscheidung 96/463/EG des Rates) Folgendes eingefügt: 

„Alle Zuchttiere 

8. 32016 R 1012: Verordnung (EU) 2016/1012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2016 über 
die Tierzucht- und Abstammungsbestimmungen für die Zucht, den Handel und die Verbringung in die Union von 
reinrassigen Zuchttieren und Hybridzuchtschweinen sowie deren Zuchtmaterial und zur Änderung der Verordnung 
(EU) Nr. 652/2014, der Richtlinien des Rates 89/608/EWG und 90/425/EWG sowie zur Aufhebung einiger 
Rechtsakte im Bereich der Tierzucht (‚Tierzuchtverordnung‘) (ABl. L 171 vom 29.6.2016, S. 66)
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( 5 ) ABl. L 167 vom 26.6.1987, S. 54. 
( 6 ) ABl. L 382 vom 31.12.1988, S. 36. 
( 7 ) ABl. L 153 vom 6.6.1989, S. 30. 
( 8 ) ABl. L 71 vom 17.3.1990, S. 34. 
( 9 ) ABl. L 71 vom 17.3.1990, S. 36. 

( 10 ) ABl. L 224 vom 18.8.1990, S. 55. 
( 11 ) ABl. L 85 vom 5.4.1991, S. 37. 
( 12 ) ABl. L 323 vom 10.12.2009, S. 1. 
( 13 ) ABl. L 192 vom 2.8.1996, S. 19.



 

Die Verordnung gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender Anpassung: 

In Anhang VI wird Folgendes angefügt: 

‚29. Das Gebiet des Königreichs Norwegen mit Ausnahme von Svalbard‘ 

Dieser Rechtsakt gilt nicht für Island. 

9. 32017 R 1422: Durchführungsverordnung (EU) 2017/1422 der Kommission vom 4. August 2017 zur Benen­
nung des Referenzzentrums der Europäischen Union mit Zuständigkeit für den wissenschaftlichen und technischen 
Beitrag zur Harmonisierung und Verbesserung der Methoden für die Leistungsprüfung und die Zuchtwertschätzung 
bei reinrassigen Zuchtrindern (ABl. L 204 vom 5.8.2017, S. 78) 

Dieser Rechtsakt gilt nicht für Island.“ 

4. In Anhang I Kapitel I Teil 2.2 des EWR-Abkommens werden unter Nummer 34 (Entscheidung 2009/712/EG der 
Kommission) folgende Nummern eingefügt: 

„35. 32017 R 0716: Durchführungsverordnung (EU) 2017/716 der Kommission vom 10. April 2017 mit Bestim­
mungen für die Anwendung der Verordnung (EU) 2016/1012 des Europäischen Parlaments und des Rates im 
Hinblick auf die Muster für die Informationen, die in die Liste der anerkannten Zuchtverbände und Zucht­
unternehmen aufzunehmen sind (ABl. L 109 vom 26.4.2017, S. 1) 

Dieser Rechtsakt gilt nicht für Island. 

36. 32017 R 0717: Durchführungsverordnung (EU) 2017/717 der Kommission vom 10. April 2017 mit Bestim­
mungen für die Anwendung der Verordnung (EU) 2016/1012 des Europäischen Parlaments und des Rates im 
Hinblick auf die Muster für Tierzuchtbescheinigungen für Zuchttiere und deren Zuchtmaterial (ABl. L 109 vom 
26.4.2017, S. 9) 

Dieser Rechtsakt gilt nicht für Island.“ 

5. In Teil 2.1 wird der Wortlaut der Nummern 1a (Richtlinie 2009/157/EG des Rates), 2 (Richtlinie 88/661/EWG des 
Rates), 3 (Richtlinie 89/361/EWG des Rates), 4 (Richtlinie 90/427/EWG des Rates), 6 (Richtlinie 91/174/EWG des 
Rates) und 7 (Entscheidung 96/463/EG des Rates), und in Teil 2.2 der Wortlaut der Nummern 5 (Richtlinie 
87/328/EWG des Rates), 14 (Richtlinie 90/118/EWG des Rates) und 15 (Richtlinie 90/119/EWG des Rates) mit 
Wirkung vom 1. November 2018 gestrichen. 

Artikel 2 

Der Wortlaut der Verordnung (EU) 2016/1012 sowie der Durchführungsverordnungen (EU) 2017/716, (EU) 2017/717 
und (EU) 2017/1422 in norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht 
wird, ist verbindlich.
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Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 16. Dezember 2017 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR- 
Abkommens vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 15. Dezember 2017. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Sabine MONAUNI
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BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 210/2017 

vom 15. Dezember 2017 

zur Änderung von Anhang I (Veterinärwesen und Pflanzenschutz) des EWR-Abkommens 
[2019/1619] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Durchführungsbeschluss (EU) 2017/1460 der Kommission vom 8. August 2017 zur Änderung des Durch­
führungsbeschlusses (EU) 2016/2008 mit tierseuchenrechtlichen Maßnahmen zur Bekämpfung der Lumpy-Skin- 
Krankheit in bestimmten Mitgliedstaaten ( 1 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(2) Dieser Beschluss betrifft Rechtsvorschriften in Bezug auf andere lebende Tiere als Fische und Tiere der Aquakultur. 
Nach Absatz 2 des Einleitenden Teils von Anhang I Kapitel I des EWR-Abkommens gelten Rechtsvorschriften mit 
diesem Gegenstand nicht für Island. Dieser Beschluss gilt daher nicht für Island. 

(3) Dieser Beschluss betrifft veterinärrechtliche Vorschriften. Nach den sektoralen Anpassungen zu Anhang I des EWR- 
Abkommens gelten veterinärrechtliche Vorschriften nicht für Liechtenstein, solange Liechtenstein in das Abkom­
men zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über den Handel mit 
landwirtschaftlichen Erzeugnissen einbezogen ist. Dieser Beschluss gilt daher nicht für Liechtenstein. 

(4) Anhang I des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Anhang I Kapitel I Teil 1.2 des EWR-Abkommens wird unter Nummer 152 (Durchführungsbeschluss (EU) 2016/2008 
der Kommission) folgender Gedankenstrich angefügt: 

„— 32017 D 1460: Durchführungsbeschluss (EU) 2017/1460 der Kommission vom 8. August 2017 (ABl. L 208 
vom 11.8.2017, S. 42)“ 

Artikel 2 

Der Wortlaut des Durchführungsbeschlusses (EU) 2017/1460 in norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des 
Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 16. Dezember 2017 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR- 
Abkommens vorliegen (*).
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Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 15. Dezember 2017. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Sabine MONAUNI
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BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 211/2017 

vom 15. Dezember 2017 

zur Änderung von Anhang I (Veterinärwesen und Pflanzenschutz) des EWR-Abkommens 
[2019/1620] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Verordnung (EU) 2017/893 der Kommission vom 24. Mai 2017 zur Änderung der Anhänge I und IV der 
Verordnung (EG) Nr. 999/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates sowie der Anhänge X, XIV und XV der 
Verordnung (EU) Nr. 142/2011 der Kommission in Bezug auf die Bestimmungen über verarbeitetes tierisches 
Protein ( 1 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(2) Dieser Beschluss betrifft veterinärrechtliche Vorschriften. Nach den sektoralen Anpassungen zu Anhang I des EWR- 
Abkommens gelten veterinärrechtliche Vorschriften nicht für Liechtenstein, solange Liechtenstein in das Abkom­
men zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über den Handel mit 
landwirtschaftlichen Erzeugnissen einbezogen ist. Dieser Beschluss gilt daher nicht für Liechtenstein. 

(3) Anhang I des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Anhang I Kapitel I des EWR-Abkommens wird in Teil 7.1 unter den Nummern 9c (Verordnung (EU) Nr. 142/2011 der 
Kommission) und 12 (Verordnung (EG) Nr. 999/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates) folgender Gedanken­
strich angefügt: 

„— 32017 R 0893: Verordnung (EU) 2017/893 der Kommission vom 24. Mai 2017 (ABl. L 138 vom 25.5.2017, 
S. 92)“ 

Artikel 2 

Der Wortlaut der Verordnung (EU) 2017/893 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des 
Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 16. Dezember 2017 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR- 
Abkommens vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 15. Dezember 2017. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Sabine MONAUNI

DE 3.10.2019 Amtsblatt der Europäischen Union L 254/7 

( 1 ) ABl. L 138 vom 25.5.2017, S. 92. 
(*) Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt.



 

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 212/2017 

vom 15. Dezember 2017 

zur Änderung von Anhang I (Veterinärwesen und Pflanzenschutz) des EWR-Abkommens [2019/1621] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Durchführungsverordnung (EU) 2017/873 der Kommission vom 22. Mai 2017 zur Zulassung von aus Esche­
richia coli hergestelltem L-Tryptophan als Zusatzstoff in Futtermitteln für alle Tierarten ( 1 ) ist in das EWR-Ab­
kommen aufzunehmen. 

(2) Die Durchführungsverordnung (EU) 2017/895 der Kommission vom 24. Mai 2017 zur Zulassung einer Zuberei­
tung aus 3-Phytase, gewonnen aus Komagataella pastoris (CECT 13094), als Zusatzstoff in Futtermitteln für Mast­
hühner und Legehennen (Zulassungsinhaber Fertinagro Nutrientes S.L.) ( 2 ) ist in das EWR-Abkommen aufzuneh­
men. 

(3) Die Durchführungsverordnung (EU) 2017/896 der Kommission vom 24. Mai 2017 zur Zulassung einer Zuberei­
tung aus 6-Phytase aus Trichoderma reesei (ATCC SD-6528) als Zusatzstoff in fester Form in Futtermitteln für alle 
Geflügelarten und alle Schweinearten (außer Saugferkel) (Zulassungsinhaber: Danisco (UK) Ltd) ( 3 ) ist in das EWR- 
Abkommen aufzunehmen. 

(4) Die Durchführungsverordnung (EU) 2017/912 der Kommission vom 29. Mai 2017 zur Zulassung einer Zuberei­
tung aus Lactobacillus plantarum DSM 29024 als Zusatzstoff in Futtermitteln für alle Tierarten ( 4 ) ist in das EWR- 
Abkommen aufzunehmen. 

(5) Die Durchführungsverordnung (EU) 2017/913 der Kommission vom 29. Mai 2017 zur Zulassung einer Zuberei­
tung aus Fumonisinesterase, gewonnen aus Komagataella pastoris (DSM 26643), als Zusatzstoff in Futtermitteln für 
alle Vogelarten ( 5 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(6) Die Durchführungsverordnung (EU) 2017/930 der Kommission vom 31. Mai 2017 zur Zulassung einer Zuberei­
tung aus einem Mikroorganismus-Stamm DSM 11798 der Coriobacteriaceae-Familie als Zusatzstoff in Futtermitteln 
für alle Vogelarten und zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1016/2013 ( 6 ) ist in das EWR- 
Abkommen aufzunehmen. 

(7) Die Durchführungsverordnung (EU) 2017/940 der Kommission vom 1. Juni 2017 zur Zulassung von Ameisen­
säure als Zusatzstoff in Futtermitteln für alle Tierarten ( 7 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen.
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(8) Die Durchführungsverordnung (EU) 2017/950 der Kommission vom 2. Juni 2017 zur Änderung der Durchfüh­
rungsverordnung (EU) Nr. 1068/2011 hinsichtlich des Mindestgehalts an der Zubereitung aus Endo-1,4-beta- 
Xylanase, gewonnen aus Aspergillus niger (CBS 109.713), und Endo-1,4-beta-Glucanase, gewonnen aus Aspergillus 
niger (DSM 18404), als Zusatzstoff in Futtermitteln für Junghennen und alle Legevögel (Zulassungsinhaber: BASF 
SE) ( 8 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(9) Die Durchführungsverordnung (EU) 2017/961 der Kommission vom 7. Juni 2017 zur Zulassung einer Zuberei­
tung aus Enterococcus faecium CECT 4 515 als Zusatzstoff in Futtermitteln für Absetzferkel und einer neuen Ver­
wendung im Tränkwasser für Absetzferkel und Masthühner sowie zur Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 2036/2005 und der Verordnung (EU) Nr. 887/2011 (Zulassungsinhaber: Evonik Nutrition & Care GmbH) ( 9 ) 
ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(10) Die Durchführungsverordnung (EU) 2017/962 der Kommission vom 7. Juni 2017 zur Aussetzung der Zulassung 
von Ethoxyquin als Futtermittelzusatzstoff für alle Tierarten und Tierkategorien ( 10 ) ist in das EWR-Abkommen 
aufzunehmen. 

(11) Die Durchführungsverordnung (EU) 2017/963 der Kommission vom 7. Juni 2017 zur Zulassung der Zubereitung 
aus Endo-1,3(4)-beta-glucanase, gewonnen aus Aspergillus aculeatinus (vormals klassifiziert als Aspergillus aculeatus) 
(CBS 589.94), Endo-1,4-beta-glucanase, gewonnen aus Trichoderma reesei (vormals klassifiziert als Trichoderma 
longibrachiatum) (CBS 592.94), alpha-Amylase, gewonnen aus Bacillus amyloliquefaciens (DSM 9 553), Endo-1,4- 
beta-xylanase, gewonnen aus Trichoderma viride (NIBH FERM BP4842), und Bacillolysin, gewonnen aus Bacillus 
amyloliquefaciens (DSM 9 554), als Zusatzstoff in Futtermitteln für alle Vogelarten und für Absetzferkel und zur 
Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 358/2005 und (EU) Nr. 1270/2009 (Zulassungsinhaber: Kemin Europa 
NV) ( 11 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(12) Die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 2017/1007 der Kommission vom 15. Juni 2017 zur Zulassung einer 
Zubereitung aus Lecithinen als Zusatzstoff in Futtermitteln für alle Tierarten ( 12 ) ist in das EWR-Abkommen 
aufzunehmen. 

(13) Die Durchführungsverordnung (EU) 2017/1008 der Kommission vom 15. Juni 2017 zur Zulassung einer Zu­
bereitung aus Lactococcus lactis PCM B/00039, Carnobacterium divergens PCM KKP 2012p, Lactobacillus casei PCM 
B/00080, Lactobacillus plantarum PCM B/00081 und Saccharomyces cerevisiae PCM KKP 2059p als Zusatzstoff in 
Futtermitteln für Masthühner (Zulassungsinhaber: JHJ Ltd) ( 13 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(14) Durchführungsverordnung (EU) 2017/173 der Kommission vom 1. Februar 2017 zur Änderung der Verordnung 
(EG) Nr. 1292/2008 und der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 887/2011 in Bezug auf den Namen des Inhabers 
der Zulassung für Bacillus amyloliquefaciens CECT 5 940 und Enterococcus faecium CECT 4 515 ( 14 ), die mit dem 
Beschluss 77/2017 des Gemeinsamen EWR-Ausschusses vom 5. Mai 2017 ( 15 ) in das Abkommen aufgenommen 
wurde, sollte als Änderungsrechtsakt auch in der Verordnung (EG) Nr. 1292/2008 und der Durchführungsver­
ordnung (EU) Nr. 887/2011 angefügt werden. 

(15) Dieser Beschluss betrifft futtermittelrechtliche Vorschriften. Nach den sektoralen Anpassungen zu Anhang I des 
EWR-Abkommens gelten futtermittelrechtliche Vorschriften nicht für Liechtenstein, solange Liechtenstein in das 
Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über den Handel 
mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen einbezogen ist. Dieser Beschluss gilt daher nicht für Liechtenstein. 

(16) Anhang I des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden —

DE 3.10.2019 Amtsblatt der Europäischen Union L 254/9 

( 8 ) ABl. L 143 vom 3.6.2017, S. 5. 
( 9 ) ABl. L 145 vom 8.6.2017, S. 7. 

( 10 ) ABl. L 145 vom 8.6.2017, S. 13. 
( 11 ) ABl. L 145 vom 8.6.2017, S. 18. 
( 12 ) ABl. L 153 vom 16.6.2017, S. 13. 
( 13 ) ABl. L 153 vom 16.6.2017, S. 16. 
( 14 ) ABl. L 28 vom 2.2.2017, S. 5. 
( 15 ) ABl. L 36 vom 7.2.2019, S. 17.



 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang I Kapitel II des EWR-Abkommens wird wie folgt geändert: 

1. Unter Nummer 1zzs (Verordnung (EG) Nr. 2036/2005 der Kommission) wird folgender Gedankenstrich angefügt: 

„— 32017 R 0961: Durchführungsverordnung (EU) 2017/961 der Kommission vom 7. Juni 2017 (ABl. L 145 vom 
8.6.2017, S. 7)“ 

2. Unter Nummer 1zzg (Verordnung (EG) Nr. 358/2005 der Kommission) wird folgender Gedankenstrich angefügt: 

„— 32017 R 0963: Durchführungsverordnung (EU) 2017/963 der Kommission vom 7. Juni 2017 (ABl. L 145 vom 
8.6.2017, S. 18)“ 

3. Unter Nummer 1zzzzze (Verordnung (EG) Nr. 1292/2008 der Kommission) wird folgender Gedankenstrich angefügt: 

„— 32017 R 0173: Durchführungsverordnung (EU) 2017/173 der Kommission vom 1. Februar 2017 (ABl. L 28 vom 
2.2.2017, S. 5)“ 

4. Unter Nummer 1zzzzzv (Verordnung (EU) Nr. 1270/2009 der Kommission) wird folgender Gedankenstrich angefügt: 

„— 32017 R 0963: Durchführungsverordnung (EU) 2017/963 der Kommission vom 7. Juni 2017 (ABl. L 145 vom 
8.6.2017, S. 18)“ 

5. Unter Nummer 2zn (Durchführungsverordnung (EU) Nr. 887/2011 der Kommission) wird Folgendes angefügt: 

„, geändert durch: 

— 32017 R 0173: Durchführungsverordnung (EU) 2017/173 der Kommission vom 1. Februar 2017 (ABl. L 28 vom 
2.2.2017, S. 5)“ 

— 32017 R 0961: Durchführungsverordnung (EU) 2017/961 der Kommission vom 7. Juni 2017 (ABl. L 145 vom 
8.6.2017, S. 7)“ 

6. Unter Nummer 2zzp (Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1016/2013 der Kommission) wird Folgendes angefügt: 

„, geändert durch: 

— 32017 R 0930: Durchführungsverordnung (EU) 2017/930 der Kommission vom 31. Mai 2017 (ABl. L 141 vom 
1.6.2017, S. 6)“
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7. Nach Nummer 208 (Durchführungsverordnung (EU) 2017/1145 der Kommission) werden folgende Nummern einge­
fügt: 

„209. 32017 R 0873: Durchführungsverordnung (EU) 2017/873 der Kommission vom 22. Mai 2017 zur Zulassung 
von aus Escherichia coli hergestelltem L-Tryptophan als Zusatzstoff in Futtermitteln für alle Tierarten (ABl. L 134 
vom 23.5.2017, S. 14)“ 

210. 32017 R 0895: Durchführungsverordnung (EU) 2017/895 der Kommission vom 24. Mai 2017 zur Zulassung 
einer Zubereitung aus 3-Phytase, gewonnen aus Komagataella pastoris (CECT 13094), als Zusatzstoff in Futter­
mitteln für Masthühner und Legehennen (Zulassungsinhaber Fertinagro Nutrientes S.L.) (ABl. L 138 vom 
25.5.2017, S. 120) 

211. 32017 R 0896: Durchführungsverordnung (EU) 2017/896 der Kommission vom 24. Mai 2017 zur Zulassung 
einer Zubereitung aus 6-Phytase aus Trichoderma reesei (ATCC SD-6528) als Zusatzstoff in fester Form in 
Futtermitteln für alle Geflügelarten und alle Schweinearten (außer Saugferkel) (Zulassungsinhaber: Danisco 
(UK) Ltd) (ABl. L 138 vom 25.5.2017, S. 123) 

212. 32017 R 0912: Durchführungsverordnung (EU) 2017/912 der Kommission vom 29. Mai 2017 zur Zulassung 
einer Zubereitung aus Lactobacillus plantarum DSM 29024 als Zusatzstoff in Futtermitteln für alle Tierarten (ABl. 
L 139 vom 30.5.2017, S. 30) 

213. 32017 R 0913: Durchführungsverordnung (EU) 2017/913 der Kommission vom 29. Mai 2017 zur Zulassung 
einer Zubereitung aus Fumonisinesterase, gewonnen aus Komagataella pastoris (DSM 26643), als Zusatzstoff in 
Futtermitteln für alle Vogelarten (ABl. L 139 vom 30.5.2017, S. 33). 

214. 32017 R 0930: Durchführungsverordnung (EU) 2017/930 der Kommission vom 31. Mai 2017 zur Zulassung 
einer Zubereitung aus einem Mikroorganismus-Stamm DSM 11798 der Coriobacteriaceae-Familie als Zusatzstoff in 
Futtermitteln für alle Vogelarten und zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1016/2013 (ABl. 
L 141 vom 1.6.2017, S. 6) 

215. 32017 R 0940: Durchführungsverordnung (EU) 2017/940 der Kommission vom 1. Juni 2017 zur Zulassung 
von Ameisensäure als Zusatzstoff in Futtermitteln für alle Tierarten (ABl. L 142 vom 2.6.2017, S. 40) 

216. 32017 R 0950: Durchführungsverordnung (EU) 2017/950 der Kommission vom 2. Juni 2017 zur Änderung 
der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1068/2011 hinsichtlich des Mindestgehalts an der Zubereitung aus 
Endo-1,4-beta-Xylanase, gewonnen aus Aspergillus niger (CBS 109.713), und Endo-1,4-beta-Glucanase, gewonnen 
aus Aspergillus niger (DSM 18404), als Zusatzstoff in Futtermitteln für Junghennen und alle Legevögel (Zulas­
sungsinhaber: BASF SE) (ABl. L 143 vom 3.6.2017, S. 5) 

217. 32017 R 0961: Durchführungsverordnung (EU) 2017/961 der Kommission vom 7. Juni 2017 zur Zulassung 
einer Zubereitung aus Enterococcus faecium CECT 4 515 als Zusatzstoff in Futtermitteln für Absetzferkel und einer 
neuen Verwendung im Tränkwasser für Absetzferkel und Masthühner sowie zur Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 2036/2005 und der Verordnung (EU) Nr. 887/2011 (Zulassungsinhaber: Evonik Nutrition & Care GmbH) 
(ABl. L 145 vom 8.6.2017, S. 7) 

218. 32017 R 0962: Durchführungsverordnung (EU) 2017/962 der Kommission vom 7. Juni 2017 zur Aussetzung 
der Zulassung von Ethoxyquin als Futtermittelzusatzstoff für alle Tierarten und Tierkategorien (ABl. L 145 vom 
8.6.2017, S. 13)
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219. 32017 R 0963: Durchführungsverordnung (EU) 2017/963 der Kommission vom 7. Juni 2017 zur Zulassung 
der Zubereitung aus Endo-1,3(4)-beta-glucanase, gewonnen aus Aspergillus aculeatinus (vormals klassifiziert als 
Aspergillus aculeatus) (CBS 589.94), Endo-1,4-beta-glucanase, gewonnen aus Trichoderma reesei (vormals klassifiziert 
als Trichoderma longibrachiatum) (CBS 592.94), alpha-Amylase, gewonnen aus Bacillus amyloliquefaciens (DSM 
9 553), Endo-1,4-beta-xylanase, gewonnen aus Trichoderma viride (NIBH FERM BP4842), und Bacillolysin, gewon­
nen aus Bacillus amyloliquefaciens (DSM 9 554), als Zusatzstoff in Futtermitteln für alle Vogelarten und für 
Absetzferkel und zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 358/2005 und (EU) Nr. 1270/2009 (Zulassungs­
inhaber: Kemin Europa NV) (ABl. L 145 vom 8.6.2017, S. 18) 

220. 32017 R 1007: Durchführungsverordnung (EU) Nr. 2017/1007 der Kommission vom 15. Juni 2017 zur Zu­
lassung einer Zubereitung aus Lecithinen als Zusatzstoff in Futtermitteln für alle Tierarten (ABl. L 153 vom 
16.6.2017, S. 13) 

221. 32017 R 1008: Durchführungsverordnung (EU) 2017/1008 der Kommission vom 15. Juni 2017 zur Zulassung 
einer Zubereitung aus Lactococcus lactis PCM B/00039, Carnobacterium divergens PCM KKP 2012p, Lactobacillus casei 
PCM B/00080, Lactobacillus plantarum PCM B/00081 und Saccharomyces cerevisiae PCM KKP 2059p als Zusatzstoff 
in Futtermitteln für Masthühner (Zulassungsinhaber: JHJ Ltd) (ABl. L 153 vom 16.6.2017, S. 16)“ 

Artikel 2 

Der Wortlaut der Durchführungsverordnungen (EU) 2017/873, (EU) 2017/895, (EU) 2017/896, (EU) 2017/912, (EU) 
2017/913, (EU) 2017/930, (EU) 2017/940, (EU) 2017/950, (EU) 2017/961, (EU) 2017/962, (EU) 2017/963, (EU) 
2017/1007 und (EU) 2017/1008 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des Amtsblatts der 
Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 16. Dezember 2017 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR- 
Abkommens vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 15. Dezember 2017. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Sabine MONAUNI

DE L 254/12 Amtsblatt der Europäischen Union 3.10.2019 

(*) Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt.



 

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 213/2017 

vom 15. Dezember 2017 

zur Änderung von Anhang I (Veterinärwesen und Pflanzenschutz) des EWR-Abkommens 
[2019/1622] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Durchführungsverordnung (EU) 2017/1086 der Kommission vom 19. Juni 2017 zur Änderung der Verord­
nung (EG) Nr. 634/2007 hinsichtlich der Charakterisierung von Selenmethionin aus Saccharomyces cerevisiae NCYC 
R397 ( 1 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(2) Die Durchführungsverordnung (EU) 2017/1126 der Kommission vom 23. Juni 2017 zur Änderung der Verord­
nung (EG) Nr. 903/2009 und der Durchführungsverordnungen (EU) Nr. 373/2011, (EU) Nr. 374/2013 und (EU) 
Nr. 1108/2014 im Hinblick auf den Namen des EU-Vertreters des Zulassungsinhabers einer Zubereitung aus 
Clostridium butyricum (FERM-BP 2789) ( 2 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(3) Dieser Beschluss betrifft futtermittelrechtliche Vorschriften. Nach den sektoralen Anpassungen zu Anhang I des 
EWR-Abkommens gelten futtermittelrechtliche Vorschriften nicht für Liechtenstein, solange Liechtenstein in das 
Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über den Handel 
mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen einbezogen ist. Dieser Beschluss gilt daher nicht für Liechtenstein. 

(4) Anhang I des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang I Kapitel II des EWR-Abkommens wird wie folgt geändert: 

1. Unter Nummer 1zzzt (Verordnung (EG) Nr. 634/2007 der Kommission) wird folgender Gedankenstrich angefügt: 

„— 32017 R 1086: Durchführungsverordnung (EU) 2017/1086 der Kommission vom 19. Juni 2017 (ABl. L 156 
vom 20.6.2017, S. 22)“ 

2. Unter Nummer 1zzzzzn (Verordnung (EG) Nr. 903/2009 der Kommission) wird folgender Gedankenstrich angefügt: 

„— 32017 R 1126: Durchführungsverordnung (EU) 2017/1126 der Kommission vom 23. Juni 2017 (ABl. L 163 
vom 24.6.2017, S. 13)“
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3. Unter Nummer 2zb (Verordnung (EU) Nr. 373/2011 der Kommission) wird folgender Gedankenstrich angefügt: 

„— 32017 R 1126: Durchführungsverordnung (EU) 2017/1126 der Kommission vom 23. Juni 2017 (ABl. L 163 
vom 24.6.2017, S. 13)“ 

4. Unter Nummer 95 (Verordnung (EU) Nr. 374/2013 der Kommission) wird Folgendes angefügt: 

„, geändert durch: 

— 32017 R 1126: Durchführungsverordnung (EU) 2017/1126 der Kommission vom 23. Juni 2017 (ABl. L 163 vom 
24.6.2017, S. 13)“ 

5. Unter Nummer 116 (Verordnung (EU) Nr. 1108/2014 der Kommission) wird Folgendes angefügt: 

„, geändert durch: 

— 32017 R 1126: Durchführungsverordnung (EU) 2017/1126 der Kommission vom 23. Juni 2017 (ABl. L 163 vom 
24.6.2017, S. 13)“ 

Artikel 2 

Der Wortlaut der Durchführungsverordnungen (EU) 2017/1086 und (EU) 2017/1126 in isländischer und norwegischer 
Sprache, der in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 16. Dezember 2017 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR- 
Abkommens vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 15. Dezember 2017. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Sabine MONAUNI

DE L 254/14 Amtsblatt der Europäischen Union 3.10.2019 

(*) Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt.



 

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 214/2017 

vom 15. Dezember 2017 

zur Änderung von Anhang I (Veterinärwesen und Pflanzenschutz) des EWR-Abkommens 
[2019/1623] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Verordnung (EU) 2017/1017 der Kommission vom 15. Juni 2017 zur Änderung der Verordnung (EU) 
Nr. 68/2013 zum Katalog der Einzelfuttermittel ( 1 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(2) Die Durchführungsverordnung (EU) 2017/1006 der Kommission vom 15. Juni 2017 zur Änderung der Durch­
führungsverordnung (EU) Nr. 1206/2012 hinsichtlich der Änderung des für die Zubereitung aus Endo-1,4-beta- 
Xylanase aus Aspergillus oryzae (DSM 10287) als Zusatzstoff in Futtermitteln für Mastgeflügel, Absetzferkel und 
Mastschweine eingesetzten Produktionsstamms (Zulassungsinhaber: DSM Nutritional Products Ltd.) ( 2 ) ist in das 
EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(3) Dieser Beschluss betrifft futtermittelrechtliche Vorschriften. Nach den sektoralen Anpassungen zu Anhang I des 
EWR-Abkommens gelten futtermittelrechtliche Vorschriften nicht für Liechtenstein, solange Liechtenstein in das 
Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über den Handel 
mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen einbezogen ist. Dieser Beschluss gilt daher nicht für Liechtenstein. 

(4) Anhang I des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang I Kapitel II des EWR-Abkommens wird wie folgt geändert: 

1. Unter Nummer 51 (Verordnung (EU) Nr. 68/2013 der Kommission) wird Folgendes angefügt: 

„, geändert durch: 

— 32017 R 1017: Verordnung (EU) 2017/1017 der Kommission vom 15. Juni 2017 (ABl. L 159 vom 21.6.2017, 
S. 48)“ 

2. Unter Nummer 74 (Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1206/2012 der Kommission) wird Folgendes angefügt: 

„, geändert durch: 

— 32017 R 1006: Durchführungsverordnung (EU) 2017/1006 der Kommission vom 15. Juni 2017 (ABl. L 153 vom 
16.6.2017, S. 9)“
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Artikel 2 

Der Wortlaut der Verordnung (EU) 2017/1017 und der Durchführungsverordnung (EU) 2017/1006 in isländischer und 
norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 16. Dezember 2017 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR- 
Abkommens vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 15. Dezember 2017. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Sabine MONAUNI

DE L 254/16 Amtsblatt der Europäischen Union 3.10.2019 

(*) Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt.



 

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 215/2017 

vom 15. Dezember 2017 

zur Änderung von Anhang I (Veterinärwesen und Pflanzenschutz) des EWR-Abkommens 
[2019/1624] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Durchführungsverordnung (EU) 2017/1490 der Kommission vom 21. August 2017 zur Zulassung von Man­
gan(II)-chlorid-Tetrahydrat, Mangan(II)-oxid, Mangan(II)-sulfat-Monohydrat, Aminosäuren-Manganchelat-Hydrat, 
Proteinhydrolysate-Manganchelat, Glycin-Manganchelat-Hydrat und Dimanganchloridtrihydroxid als Zusatzstoffe 
in Futtermitteln für alle Tierarten ( 1 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(2) Die Durchführungsverordnung (EU) 2017/1492 der Kommission vom 21. August 2017 zur Zulassung von Cho­
lecalciferol als Zusatzstoff in Futtermitteln für alle Tierarten ( 2 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(3) Dieser Beschluss betrifft futtermittelrechtliche Vorschriften. Nach den sektoralen Anpassungen zu Anhang I des 
EWR-Abkommens gelten futtermittelrechtliche Vorschriften nicht für Liechtenstein, solange Liechtenstein in das 
Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über den Handel 
mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen einbezogen ist. Dieser Beschluss gilt daher nicht für Liechtenstein. 

(4) Anhang I des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Anhang I Kapitel II des EWR-Abkommens werden nach Nummer 221 (Durchführungsverordnung (EU) 2017/1008 der 
Kommission) folgende Nummern eingefügt: 

„222. 32017 R 1490: Durchführungsverordnung (EU) 2017/1490 der Kommission vom 21. August 2017 zur 
Zulassung von Mangan(II)-chlorid-Tetrahydrat, Mangan(II)-oxid, Mangan(II)-sulfat-Monohydrat, Aminosäuren- 
Manganchelat-Hydrat, Proteinhydrolysate-Manganchelat, Glycin-Manganchelat-Hydrat und Dimanganchlorid­
trihydroxid als Zusatzstoffe in Futtermitteln für alle Tierarten (ABl. L 216 vom 22.8.2017, S. 1) 

223. 32017 R 1492: Die Durchführungsverordnung (EU) 2017/1492 der Kommission vom 21. August 2017 zur 
Zulassung von Cholecalciferol als Zusatzstoff in Futtermitteln für alle Tierarten (ABl. L 216 vom 22.8.2017, 
S. 19)“
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Artikel 2 

Der Wortlaut der Durchführungsverordnungen (EU) 2017/1490 und (EU) 2017/1492 in isländischer und norwegischer 
Sprache, der in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 16. Dezember 2017 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR- 
Abkommens vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 15. Dezember 2017. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Sabine MONAUNI

DE L 254/18 Amtsblatt der Europäischen Union 3.10.2019 

(*) Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt.



 

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 216/2017 

vom 15. Dezember 2017 

zur Änderung von Anhang I (Veterinärwesen und Pflanzenschutz) des EWR-Abkommens 
[2019/1625] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Durchführungsbeschluss (EU) 2017/1197 der Kommission vom 3. Juli 2017 zur Änderung des Durchfüh­
rungsbeschlusses 2012/340/EU über die Durchführung eines zeitlich befristeten Versuchs gemäß den Richtlinien 
66/401/EWG, 66/402/EWG, 2002/54/EG, 2002/55/EG und 2002/57/EG des Rates im Hinblick auf die Feld­
besichtigung unter amtlicher Überwachung bei Basissaatgut und Zuchtsaatgut der dem Basissaatgut vorhergehen­
den Generationen ( 1 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(2) Dieser Beschluss betrifft pflanzenschutzrechtliche Vorschriften. Nach den sektoralen Anpassungen zu Anhang I des 
EWR-Abkommens gelten pflanzenschutzrechtliche Vorschriften nicht für Liechtenstein, solange Liechtenstein in das 
Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über den Handel 
mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen einbezogen ist. Dieser Beschluss gilt daher nicht für Liechtenstein. 

(3) Anhang I des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Anhang I Kapitel III des EWR-Abkommens wird unter der Rubrik „RECHTSAKTE, DENEN DIE EFTA-STAATEN UND 
DIE EFTA-ÜBERWACHUNGSBEHÖRDE GEBÜHREND RECHNUNG TRAGEN MÜSSEN“ nach Nummer 83 (Durchfüh­
rungsbeschluss 2012/340/EU der Kommission) folgende Nummer angefügt: 

„, geändert durch: 

— 32017 D 1197: Durchführungsbeschluss (EU) 2017/1197 der Kommission vom 3. Juli 2017 (ABl. L 172 vom 
5.7.2017, S. 30).“ 

Artikel 2 

Der Wortlaut des Durchführungsbeschlusses (EU) 2017/1197 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR- 
Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich.
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Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 16. Dezember 2017 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR- 
Abkommens vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 15. Dezember 2017. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Sabine MONAUNI

DE L 254/20 Amtsblatt der Europäischen Union 3.10.2019 

(*) Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt.



 

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 218/2017 

vom 15. Dezember 2017 

zur Änderung von Anhang I (Veterinärwesen und Pflanzenschutz) und Anhang II (Technische 
Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizierung) des EWR-Abkommens [2019/1626] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Verordnung (EU) 2017/978 der Kommission vom 9. Juni 2017 zur Änderung der Anhänge II, III und V der 
Verordnung (EG) Nr. 396/2005 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der Höchstgehalte an 
Rückständen von Fluopyram, Hexachlorcyclohexan (HCH), Alpha-Isomer, Hexachlorcyclohexan (HCH), Beta-Iso­
mer, Hexachlorcyclohexan (HCH), Summe der Isomere außer dem Gamma-Isomer, Lindan (Hexachlorcyclohexan 
(HCH), Gamma-Isomer), Nikotin und Profenofos in oder auf bestimmten Erzeugnissen ( 1 ) ist in das EWR-Ab­
kommen aufzunehmen. 

(2) Die Verordnung (EU) 2017/983 der Kommission vom 9. Juni 2017 zur Änderung der Anhänge III und V der 
Verordnung (EG) Nr. 396/2005 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der Höchstgehalte an 
Rückständen von Tricyclazol in oder auf bestimmten Erzeugnissen ( 2 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(3) Dieser Beschluss betrifft futter- und lebensmittelrechtliche Vorschriften. Nach den sektoralen Anpassungen zu 
Anhang I und der Einleitung zu Kapitel XII von Anhang II des EWR-Abkommens gelten futter- und lebensmittel­
rechtliche Vorschriften nicht für Liechtenstein, solange Liechtenstein in das Abkommen zwischen der Europäischen 
Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über den Handel mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen 
einbezogen ist. Dieser Beschluss gilt daher nicht für Liechtenstein. 

(4) Die Anhänge I und II des EWR-Abkommens sollten daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Anhang I Kapitel II des EWR-Abkommens werden unter Nummer 40 (Verordnung (EG) Nr. 396/2005 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates) folgende Gedankenstriche angefügt: 

„— 32017 R 0978: Verordnung (EU) 2017/978 der Kommission vom 9. Juni 2017 (ABl. L 151 vom 14.6.2017, 
S. 1), 

— 32017 R 0983: Verordnung (EU) 2017/983 der Kommission vom 9. Juni 2017 (ABl. L 148 vom 10.6.2017, 
S. 27).“
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Artikel 2 

In Anhang II Kapitel XII des EWR-Abkommens werden unter Nummer 54zzy (Verordnung (EG) Nr. 396/2005 des 
Europäischen Parlaments und des Rates) folgende Gedankenstriche angefügt: 

„— 32017 R 0978: Verordnung (EU) 2017/978 der Kommission vom 9. Juni 2017 (ABl. L 151 vom 14.6.2017, 
S. 1), 

— 32017 R 0983: Verordnung (EU) 2017/983 der Kommission vom 9. Juni 2017 (ABl. L 148 vom 10.6.2017, 
S. 27).“ 

Artikel 3 

Der Wortlaut der Verordnungen (EU) 2017/978 und (EU) 2017/983 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der 
EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 4 

Dieser Beschluss tritt am 16. Dezember 2017 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR- 
Abkommens vorliegen (*). 

Artikel 5 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 15. Dezember 2017. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Sabine MONAUNI

DE L 254/22 Amtsblatt der Europäischen Union 3.10.2019 

(*) Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt.



 

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 219/2017 

vom 15. Dezember 2017 

zur Änderung von Anhang I (Veterinärwesen und Pflanzenschutz) und Anhang II (Technische 
Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizierung) des EWR-Abkommens [2019/1627] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Verordnung (EU) 2017/1016 der Kommission vom 14. Juni 2017 zur Änderung der Anhänge II, III und IV der 
Verordnung (EG) Nr. 396/2005 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der Rückstandshöchst­
gehalte für Benzovindiflupyr, Chlorantraniliprol, Deltamethrin, Ethofumesat, Haloxyfop, Mildes Pepino Mosaic 
Virus-Isolat VC1, Mildes Pepino Mosaic Virus-Isolat VX1, Oxathiapiprolin, Penthiopyrad, Pyraclostrobin, Spirote­
tramat, Sonnenblumenöl, Tolclofos-methyl und Trinexapac in oder auf bestimmten Erzeugnissen ( 1 ) ist in das 
EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(2) Die Verordnung (EU) 2017/1135 der Kommission vom 23. Juni 2017 zur Änderung der Anhänge II und III der 
Verordnung (EG) Nr. 396/2005 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der Höchstgehalte an 
Rückständen von Dimethoat und Omethoat in oder auf bestimmten Erzeugnissen ( 2 ) ist in das EWR-Abkommen 
aufzunehmen. 

(3) Die Verordnung (EU) 2017/1164 der Kommission vom 22. Juni 2017 zur Änderung der Anhänge II und III der 
Verordnung (EG) Nr. 396/2005 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der Höchstgehalte an 
Rückständen von Acrinathrin, Metalaxyl und Thiabendazol in oder auf bestimmten Erzeugnissen ( 3 ) ist in das 
EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(4) Dieser Beschluss betrifft futter- und lebensmittelrechtliche Vorschriften. Nach den sektoralen Anpassungen zu 
Anhang I und der Einleitung zu Kapitel XII von Anhang II des EWR-Abkommens gelten futter- und lebensmittel­
rechtliche Vorschriften nicht für Liechtenstein, solange Liechtenstein in das Abkommen zwischen der Europäischen 
Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über den Handel mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen 
einbezogen ist. Dieser Beschluss gilt daher nicht für Liechtenstein. 

(5) Die Anhänge I und II des EWR-Abkommens sollten daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Anhang I Kapitel II des EWR-Abkommens werden unter Nummer 40 (Verordnung (EG) Nr. 396/2005 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates) folgende Gedankenstriche angefügt: 

„— 32017 R 1016: Verordnung (EU) 2017/1016 der Kommission vom 14. Juni 2017 (ABl. L 159 vom 21.6.2017, 
S. 1), 

— 32017 R 1135: Verordnung (EU) 2017/1135 der Kommission vom 23. Juni 2017 (ABl. L 164 vom 27.6.2017, 
S. 28),
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— 32017 R 1164: Verordnung (EU) 2017/1164 der Kommission vom 22. Juni 2017 (ABl. L 170 vom 1.7.2017, 
S. 3).“ 

Artikel 2 

In Anhang II Kapitel XII des EWR-Abkommens werden unter Nummer 54zzy (Verordnung (EG) Nr. 396/2005 des 
Europäischen Parlaments und des Rates) folgende Gedankenstriche angefügt: 

„— 32017 R 1016: Verordnung (EU) 2017/1016 der Kommission vom 14. Juni 2017 (ABl. L 159 vom 21.6.2017, 
S. 1), 

— 32017 R 1135: Verordnung (EU) 2017/1135 der Kommission vom 23. Juni 2017 (ABl. L 164 vom 27.6.2017, 
S. 28), 

— 32017 R 1164: Verordnung (EU) 2017/1164 der Kommission vom 22. Juni 2017 (ABl. L 170 vom 1.7.2017, 
S. 3).“ 

Artikel 3 

Der Wortlaut der Verordnungen (EU) 2017/1016, (EU) 2017/1135 und (EU) 2017/1164 in isländischer und norwegi­
scher Sprache, der in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 4 

Dieser Beschluss tritt am 16. Dezember 2017 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR- 
Abkommens vorliegen (*). 

Artikel 5 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 15. Dezember 2017. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Sabine MONAUNI

DE L 254/24 Amtsblatt der Europäischen Union 3.10.2019 

(*) Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt.



 

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 220/2017 

vom 15. Dezember 2017 

zur Änderung von Anhang II (Technische Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizierung) des 
EWR-Abkommens [2019/1628] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Durchführungsverordnung (EU) 2017/872 der Kommission vom 22. Mai 2017 zur Änderung der Verordnung 
(EG) Nr. 1235/2008 mit Durchführungsvorschriften zur Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates hinsichtlich der 
Regelung der Einfuhren von ökologischen/biologischen Erzeugnissen aus Drittländern ( 1 ) ist in das EWR-Abkom­
men aufzunehmen. 

(2) Dieser Beschluss betrifft lebensmittelrechtliche Vorschriften. Nach der Einleitung zu Kapitel XII von Anhang II des 
Abkommens gelten lebensmittelrechtliche Vorschriften nicht für Liechtenstein, solange Liechtenstein in das EWR- 
Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über den Handel 
mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen einbezogen ist. Dieser Beschluss gilt daher nicht für Liechtenstein. 

(3) Anhang II des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Anhang II Kapitel XII des EWR-Abkommens wird unter Nummer 54bb (Verordnung (EG) Nr. 1235/2008 der Kommis­
sion) folgender Gedankenstrich angefügt: 

„— 32017 R 0872: Durchführungsverordnung (EU) 2017/872 der Kommission vom 22. Mai 2017 (ABl. L 134 
vom 23.5.2017, S. 6).“ 

Artikel 2 

Der Wortlaut der Durchführungsverordnung (EU) 2017/872 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR- 
Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 16. Dezember 2017 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR- 
Abkommens vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 15. Dezember 2017. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Sabine MONAUNI
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( 1 ) ABl. L 134 vom 23.5.2017, S. 6. 
(*) Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt.



 

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 221/2017 

vom 15. Dezember 2017 

zur Änderung von Anhang II (Technische Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizierung) des 
EWR-Abkommens [2019/1629] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Verordnung (EU) 2017/1399 der Kommission vom 28. Juli 2017 zur Änderung des Anhangs II der Ver­
ordnung (EG) Nr. 1333/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates sowie des Anhangs der Verordnung (EU) 
Nr. 231/2012 der Kommission in Bezug auf Kaliumpolyaspartat ( 1 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(2) Dieser Beschluss betrifft lebensmittelrechtliche Vorschriften. Nach der Einleitung zu Kapitel XII von Anhang II des 
EWR-Abkommens gelten lebensmittelrechtliche Vorschriften nicht für Liechtenstein, solange Liechtenstein in das 
Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über den Handel 
mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen einbezogen ist. Dieser Beschluss gilt daher nicht für Liechtenstein. 

(3) Anhang II des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Anhang II Kapitel XII des EWR-Abkommens wird unter Nummer 54zzzzr (Verordnung (EG) Nr. 1333/2008 des 
Europäischen Parlaments und des Rates) und unter Nummer 69 (Verordnung (EU) Nr. 231/2012 der Kommission) 
folgender Gedankenstrich angefügt: 

„— 32017 R 1399: Verordnung (EU) 2017/1399 der Kommission vom 28. Juli 2017 (ABl. L 199 vom 29.7.2017, 
S. 8).“ 

Artikel 2 

Der Wortlaut der Verordnung (EU) 2017/1399 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des 
Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 16. Dezember 2017 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR- 
Abkommens vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 15. Dezember 2017. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Sabine MONAUNI

DE L 254/26 Amtsblatt der Europäischen Union 3.10.2019 

( 1 ) ABl. L 199 vom 29.7.2017, S. 8. 
(*) Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt.



 

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 222/2017 

vom 15. Dezember 2017 

zur Änderung von Anhang II (Technische Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizierung) des 
EWR-Abkommens [2019/1630] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Durchführungsverordnung (EU) 2017/660 der Kommission vom 6. April 2017 über ein mehrjähriges koor­
diniertes Kontrollprogramm der Union für 2018, 2019 und 2020 zur Gewährleistung der Einhaltung der Höchst­
gehalte an Pestizidrückständen und zur Bewertung der Verbraucherexposition gegenüber Pestizidrückständen in 
und auf Lebensmitteln pflanzlichen und tierischen Ursprungs ( 1 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(2) Mit der Durchführungsverordnung (EU) 2017/660 wird mit Wirkung vom 1. Januar 2018 die Durchführungsver­
ordnung (EU) 2016/662 der Kommission ( 2 ) aufgehoben, die in das EWR-Abkommen aufgenommen wurde und 
daher mit Wirkung vom 1. Januar 2018 aus diesem zu streichen ist. 

(3) Dieser Beschluss betrifft lebensmittelrechtliche Vorschriften. Nach der Einleitung zu Kapitel XII von Anhang II des 
EWR-Abkommens gelten lebensmittelrechtliche Vorschriften nicht für Liechtenstein, solange Liechtenstein in das 
Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über den Handel 
mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen einbezogen ist. Dieser Beschluss gilt daher nicht für Liechtenstein. 

(4) Anhang II des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang II Kapitel XII des EWR-Abkommens wird wie folgt geändert: 

1. Nach Nummer 128 (Verordnung (EU) 2017/1202 der Kommission) wird Folgendes eingefügt: 

„129. 32017 R 0660: Durchführungsverordnung (EU) 2017/660 der Kommission vom 6. April 2017 über ein 
mehrjähriges koordiniertes Kontrollprogramm der Union für 2018, 2019 und 2020 zur Gewährleistung der 
Einhaltung der Höchstgehalte an Pestizidrückständen und zur Bewertung der Verbraucherexposition gegenüber 
Pestizidrückständen in und auf Lebensmitteln pflanzlichen und tierischen Ursprungs (ABl. L 94 vom 7.4.2017, 
S. 12). 

Die Verordnung gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender Anpassung:
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In Anhang II Nummer 5 wird in der Tabelle Folgendes angefügt: 

IS 12 

NO 12“ 

2. Der Text von Nummer 121 (Durchführungsverordnung (EU) 2016/662 der Kommission) wird mit Wirkung vom 
1. Januar 2018 gestrichen. 

Artikel 2 

Der Wortlaut der Durchführungsverordnung (EU) 2017/660 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR- 
Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 16. Dezember 2017 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR- 
Abkommens vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 15. Dezember 2017. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Sabine MONAUNI

DE L 254/28 Amtsblatt der Europäischen Union 3.10.2019 

(*) Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt.



 

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 223/2017 

vom 15. Dezember 2017 

zur Änderung von Anhang II (Technische Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizierung) des 
EWR-Abkommens [2019/1631] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Durchführungsverordnung (EU) 2017/12 der Kommission vom 6. Januar 2017 hinsichtlich Form und Inhalt 
der Anträge auf Festsetzung von Rückstandshöchstmengen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 470/2009 des Euro­
päischen Parlaments und des Rates ( 1 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(2) Anhang II des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Anhang II Kapitel XIII des EWR-Abkommens wird nach Nummer 12a (Verordnung (EU) 2017/880 der Kommission) 
folgende Nummer eingefügt: 

„12b. 32017 R 0012: Durchführungsverordnung (EU) 2017/12 der Kommission vom 6. Januar 2017 hinsichtlich 
Form und Inhalt der Anträge auf Festsetzung von Rückstandshöchstmengen gemäß der Verordnung (EG) 
Nr. 470/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 4 vom 7.1.2017, S. 1).“ 

Artikel 2 

Der Wortlaut der Durchführungsverordnung (EU) 2017/12 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR- 
Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 16. Dezember 2017 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR- 
Abkommens vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 15. Dezember 2017. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Sabine MONAUNI
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( 1 ) ABl. L 4 vom 7.1.2017, S. 1. 
(*) Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt.



 

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 224/2017 

vom 15. Dezember 2017 

zur Änderung von Anhang II (Technische Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizierung) des 
EWR-Abkommens [2019/1632] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Verordnung (EU) 2017/612 der Kommission vom 30. März 2017 zur Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 297/95 des Rates zwecks Anpassung der Gebühren der Europäischen Arzneimittel-Agentur an die Inflations­
rate mit Wirkung vom 1. April 2017 ( 1 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(2) Anhang II des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Anhang II Kapitel XIII des EWR-Abkommens wird unter Nummer 15h (Verordnung (EG) Nr. 297/95 des Rates) 
folgender Gedankenstrich angefügt: 

„— 32017 R 0612: Verordnung (EU) 2017/612 der Kommission vom 30. März 2017 (ABl. L 86 vom 31.3.2017, 
S. 7).“ 

Artikel 2 

Der Wortlaut der Verordnung (EU) 2017/612 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des 
Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 16. Dezember 2017 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR- 
Abkommens vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 15. Dezember 2017. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Sabine MONAUNI

DE L 254/30 Amtsblatt der Europäischen Union 3.10.2019 

( 1 ) ABl. L 86 vom 31.3.2017, S. 7. 
(*) Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt.



 

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 225/2017 

vom 15. Dezember 2017 

zur Änderung von Anhang II (Technische Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizierung) des 
EWR-Abkommens [2019/1633] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Verordnung (EU) 2017/1510 der Kommission vom 30. August 2017 zur Änderung der Anlagen zu An­
hang XVII der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates zur Registrierung, 
Bewertung, Zulassung und Beschränkung chemischer Stoffe (REACH) betreffend CMR-Stoffe ( 1 ) ist in das EWR- 
Abkommen aufzunehmen. 

(2) Anhang II des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Anhang II Kapitel XV des EWR-Abkommens wird unter Nummer 12zc (Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 des Euro­
päischen Parlaments und des Rates) folgender Gedankenstrich angefügt: 

„— 32017 R 1510: Verordnung (EU) 2017/1510 der Kommission vom 30. August 2017 (ABl. L 224 vom 
31.8.2017, S. 110)“ 

Artikel 2 

Der Wortlaut der Verordnung (EU) 2017/1510 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des 
Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 16. Dezember 2017 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR- 
Abkommens vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 15. Dezember 2017. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Sabine MONAUNI

DE 3.10.2019 Amtsblatt der Europäischen Union L 254/31 

( 1 ) ABl. L 224 vom 31.8.2017, S. 110. 
(*) Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt.



 

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 226/2017 

vom 15. Dezember 2017 

zur Änderung von Anhang II (Technische Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizierung) des 
EWR-Abkommens [2019/1634] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Durchführungsverordnung (EU) 2017/1273 der Kommission vom 14. Juli 2017 zur Genehmigung von aus 
Natriumhypochlorit freigesetztem Aktivchlor als alten Wirkstoff zur Verwendung in Biozidprodukten der Pro­
duktarten 1, 2, 3, 4 und 5 ( 1 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(2) Die Durchführungsverordnung (EU) 2017/1274 der Kommission vom 14. Juli 2017 zur Genehmigung von aus 
Calciumhypochlorit freigesetztem Aktivchlor als alten Wirkstoff zur Verwendung in Biozidprodukten der Pro­
duktarten 2, 3, 4 und 5 ( 2 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(3) Die Durchführungsverordnung (EU) 2017/1275 der Kommission vom 14. Juli 2017 zur Genehmigung von aus 
Chlor freigesetztem Aktivchlor als alten Wirkstoff zur Verwendung in Biozidprodukten der Produktarten 2 und 
5 ( 3 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(4) Die Durchführungsverordnung (EU) 2017/1276 der Kommission vom 14. Juli 2017 zur Genehmigung von Per­
essigsäure, hergestellt aus Tetraacetylethylendiamin und Natriumpercarbonat, als alten Wirkstoff zur Verwendung 
in Biozidprodukten der Produktarten 2, 3 und 4 ( 4 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(5) Die Durchführungsverordnung (EU) 2017/1277 der Kommission vom 14. Juli 2017 zur Genehmigung von 2- 
Octyl-(2H)-isothiazol-3-on als Wirkstoff zur Verwendung in Biozidprodukten der Produktart 8 ( 5 ) ist in das EWR- 
Abkommen aufzunehmen. 

(6) Die Durchführungsverordnung (EU) 2017/1278 der Kommission vom 14. Juli 2017 zur Genehmigung von 2- 
Methyl-3(2H)-isothiazolon als alten Wirkstoff zur Verwendung in Biozidprodukten der Produktart 11 ( 6 ) ist in das 
EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(7) Der Durchführungsbeschluss (EU) 2017/1282 der Kommission vom 14. Juli 2017 zur Nichtgenehmigung von 2- 
Methyl-1,2-benzisothiazol-3(2H)-on als Wirkstoff zur Verwendung in Biozidprodukten der Produktart 13 ( 7 ) ist in 
das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(8) Anhang II des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden —
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HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Anhang II Kapitel XV des EWR-Abkommens werden nach Nummer 12zzzzp (Durchführungsbeschluss (EU) 2017/802 
der Kommission) folgende Nummern eingefügt: 

„12zzzzq. 32017 R 1273: Durchführungsverordnung (EU) 2017/1273 der Kommission vom 14. Juli 2017 zur 
Genehmigung von aus Natriumhypochlorit freigesetztem Aktivchlor als alten Wirkstoff zur Verwendung 
in Biozidprodukten der Produktarten 1, 2, 3, 4 und 5 (ABl. L 184 vom 15.7.2017, S. 13) 

12zzzzr. 32017 R 1274: Durchführungsverordnung (EU) 2017/1274 der Kommission vom 14. Juli 2017 zur 
Genehmigung von aus Calciumhypochlorit freigesetztem Aktivchlor als alten Wirkstoff zur Verwendung 
in Biozidprodukten der Produktarten 2, 3, 4 und 5 (ABl. L 184 vom 15.7.2017, S. 17) 

12zzzzs. 32017 R 1275: Durchführungsverordnung (EU) 2017/1275 der Kommission vom 14. Juli 2017 zur 
Genehmigung von aus Chlor freigesetztem Aktivchlor als alten Wirkstoff zur Verwendung in Biozid­
produkten der Produktarten 2 und 5 (ABl. L 184 vom 15.7.2017, S. 21) 

12zzzzt. 32017 R 1276: Durchführungsverordnung (EU) 2017/1276 der Kommission vom 14. Juli 2017 zur 
Genehmigung von Peressigsäure, hergestellt aus Tetraacetylethylendiamin und Natriumpercarbonat, als 
alten Wirkstoff zur Verwendung in Biozidprodukten der Produktarten 2, 3 und 4 (ABl. L 184 vom 
15.7.2017, S. 24) 

12zzzzu. 32017 R 1277: Durchführungsverordnung (EU) 2017/1277 der Kommission vom 14. Juli 2017 zur 
Genehmigung von 2-Octyl-(2H)-isothiazol-3-on als Wirkstoff zur Verwendung in Biozidprodukten der 
Produktart 8 (ABl. L 184 vom 15.7.2017, S. 27) 

12zzzzv. 32017 R 1278: Durchführungsverordnung (EU) 2017/1278 der Kommission vom 14. Juli 2017 zur 
Genehmigung von 2-Methyl-3(2H)-isothiazolon als alten Wirkstoff zur Verwendung in Biozidprodukten 
der Produktart 11 (ABl. L 184 vom 15.7.2017, S. 30) 

12zzzzw. 32017 D 1282: Durchführungsbeschluss (EU) 2017/1282 der Kommission vom 14. Juli 2017 zur 
Nichtgenehmigung von 2-Methyl-1,2-benzisothiazol-3(2H)-on als Wirkstoff zur Verwendung in Biozid­
produkten der Produktart 13 (ABl. L 184 vom 15.7.2017, S. 69)“ 

Artikel 2 

Der Wortlaut der Durchführungsverordnungen (EU) 2017/1273, (EU) 2017/1274, (EU) 2017/1275, (EU) 2017/1276, 
(EU) 2017/1277 und (EU) 2017/1278 sowie des Durchführungsbeschlusses (EU) 2017/1282 in isländischer und norwe­
gischer Sprache, der in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 16. Dezember 2017 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR- 
Abkommens vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 15. Dezember 2017. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Sabine MONAUNI
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BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 227/2017 

vom 15. Dezember 2017 

zur Änderung von Anhang II (Technische Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizierung) des 
EWR-Abkommens [2019/1635] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Durchführungsverordnung (EU) 2017/1376 der Kommission vom 25. Juli 2017 zur Erneuerung der Geneh­
migung für Warfarin als Wirkstoff zur Verwendung in Biozidprodukten der Produktart 14 ( 1 ) ist in das EWR- 
Abkommen aufzunehmen. 

(2) Die Durchführungsverordnung (EU) 2017/1377 der Kommission vom 25. Juli 2017 zur Erneuerung der Geneh­
migung für Chlorphacinon als Wirkstoff zur Verwendung in Biozidprodukten der Produktart 14 ( 2 ) ist in das EWR- 
Abkommen aufzunehmen. 

(3) Die Durchführungsverordnung (EU) 2017/1378 der Kommission vom 25. Juli 2017 zur Erneuerung der Geneh­
migung für Coumatetralyl als Wirkstoff zur Verwendung in Biozidprodukten der Produktart 14 ( 3 ) ist in das EWR- 
Abkommen aufzunehmen. 

(4) Die Durchführungsverordnung (EU) 2017/1379 der Kommission vom 25. Juli 2017 zur Erneuerung der Geneh­
migung für Difenacoum als Wirkstoff zur Verwendung in Biozidprodukten der Produktart 14 ( 4 ) ist in das EWR- 
Abkommen aufzunehmen. 

(5) Die Durchführungsverordnung (EU) 2017/1380 der Kommission vom 25. Juli 2017 zur Erneuerung der Geneh­
migung für Bromadiolon als Wirkstoff zur Verwendung in Biozidprodukten der Produktart 14 ( 5 ) ist in das EWR- 
Abkommen aufzunehmen. 

(6) Die Durchführungsverordnung (EU) 2017/1381 der Kommission vom 25. Juli 2017 zur Erneuerung der Geneh­
migung für Brodifacoum als Wirkstoff zur Verwendung in Biozidprodukten der Produktart 14 ( 6 ) ist in das EWR- 
Abkommen aufzunehmen. 

(7) Die Durchführungsverordnung (EU) 2017/1382 der Kommission vom 25. Juli 2017 zur Erneuerung der Geneh­
migung für Difethialon als Wirkstoff zur Verwendung in Biozidprodukten der Produktart 14 ( 7 ) ist in das EWR- 
Abkommen aufzunehmen. 

(8) Die Durchführungsverordnung (EU) 2017/1383 der Kommission vom 25. Juli 2017 zur Erneuerung der Geneh­
migung für Flocoumafen als Wirkstoff zur Verwendung in Biozidprodukten der Produktart 14 ( 8 ) ist in das EWR- 
Abkommen aufzunehmen.
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(9) Anhang II des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Anhang II Kapitel XV des EWR-Abkommens werden nach Nummer 12zzzzw (Durchführungsbeschluss (EU) 
2017/1282 der Kommission) folgende Nummern eingefügt: 

„12zzzzx. 32017 R 1376: Durchführungsverordnung (EU) 2017/1376 der Kommission vom 25. Juli 2017 zur 
Erneuerung der Genehmigung für Warfarin als Wirkstoff zur Verwendung in Biozidprodukten der Pro­
duktart 14 (ABl. L 194 vom 26.7.2017, S. 9) 

12zzzzy. 32017 R 1377: Durchführungsverordnung (EU) 2017/1377 der Kommission vom 25. Juli 2017 zur 
Erneuerung der Genehmigung für Chlorphacinon als Wirkstoff zur Verwendung in Biozidprodukten der 
Produktart 14 (ABl. L 194 vom 26.7.2017, S. 15) 

12zzzzz. 32017 R 1378: Durchführungsverordnung (EU) 2017/1378 der Kommission vom 25. Juli 2017 zur 
Erneuerung der Genehmigung für Coumatetralyl als Wirkstoff zur Verwendung in Biozidprodukten der 
Produktart 14 (ABl. L 194 vom 26.7.2017, S. 21) 

12zzzzza. 32017 R 1379: Durchführungsverordnung (EU) 2017/1379 der Kommission vom 25. Juli 2017 zur 
Erneuerung der Genehmigung für Difenacoum als Wirkstoff zur Verwendung in Biozidprodukten der 
Produktart 14 (ABl. L 194 vom 26.7.2017, S. 27) 

12zzzzzb. 32017 R 1380: Durchführungsverordnung (EU) 2017/1380 der Kommission vom 25. Juli 2017 zur 
Erneuerung der Genehmigung für Bromadiolon als Wirkstoff zur Verwendung in Biozidprodukten der 
Produktart 14 (ABl. L 194 vom 26.7.2017, S. 33) 

12zzzzzc. 32017 R 1381: Durchführungsverordnung (EU) 2017/1381 der Kommission vom 25. Juli 2017 zur 
Erneuerung der Genehmigung für Brodifacoum als Wirkstoff zur Verwendung in Biozidprodukten der 
Produktart 14 (ABl. L 194 vom 26.7.2017, S. 39) 

12zzzzzd. 32017 R 1382: Durchführungsverordnung (EU) 2017/1382 der Kommission vom 25. Juli 2017 zur 
Erneuerung der Genehmigung für Difethialon als Wirkstoff zur Verwendung in Biozidprodukten der 
Produktart 14 (ABl. L 194 vom 26.7.2017, S. 45) 

12zzzzze. 32017 R 1383: Durchführungsverordnung (EU) 2017/1383 der Kommission vom 25. Juli 2017 zur 
Erneuerung der Genehmigung für Flocoumafen als Wirkstoff zur Verwendung in Biozidprodukten der 
Produktart 14 (ABl. L 194 vom 26.7.2017, S. 51)“
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Artikel 2 

Der Wortlaut der Durchführungsverordnungen (EU) 2017/1376, (EU) 2017/1377, (EU) 2017/1378, (EU) 2017/1379, 
(EU) 2017/1380, (EU) 2017/1381, (EU) 2017/1382 und (EU) 2017/1383 in isländischer und norwegischer Sprache, der 
in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 16. Dezember 2017 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR- 
Abkommens vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 15. Dezember 2017. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Sabine MONAUNI
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BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 228/2017 

vom 15. Dezember 2017 

zur Änderung von Anhang II (Technische Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizierung) des 
EWR-Abkommens [2019/1636] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Durchführungsverordnung (EU) 2017/1113 der Kommission vom 22. Juni 2017 zur Erneuerung der Geneh­
migung für den Wirkstoff Benzoesäure gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europäischen Parlaments 
und des Rates über das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln und zur Änderung des Anhangs der Durch­
führungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 der Kommission ( 1 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(2) Die Durchführungsverordnung (EU) 2017/1114 der Kommission vom 22. Juni 2017 zur Erneuerung der Geneh­
migung für den Wirkstoff Pendimethalin als Substitutionskandidat gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des 
Europäischen Parlaments und des Rates über das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln und zur Änderung 
des Anhangs der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 der Kommission ( 2 ) ist in das EWR-Abkommen 
aufzunehmen. 

(3) Die Durchführungsverordnung (EU) 2017/1115 der Kommission vom 22. Juni 2017 zur Erneuerung der Geneh­
migung für den Wirkstoff Propoxycarbazon gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europäischen Par­
laments und des Rates über das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln und zur Änderung des Anhangs der 
Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 der Kommission ( 3 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(4) Die Durchführungsverordnung (EU) 2017/1125 der Kommission vom 22. Juni 2017 zum Widerruf der Geneh­
migung für den Wirkstoff Repellents (Geruch) tierischen oder pflanzlichen Ursprungs/Tallölpech gemäß der Ver­
ordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates über das Inverkehrbringen von Pflanzen­
schutzmitteln sowie zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 der Kommission ( 4 ) ist in das 
EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(5) Die Durchführungsverordnung (EU) 2017/1186 der Kommission vom 3. Juli 2017 zum Widerruf der Genehmi­
gung für den Wirkstoff Repellents (Geruch) tierischen oder pflanzlichen Ursprungs/Tallöl (roh) gemäß der Ver­
ordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates über das Inverkehrbringen von Pflanzen­
schutzmitteln sowie zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 der Kommission ( 5 ) ist in das 
EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(6) Anhang II des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden —
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HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang II Kapitel XV des EWR-Abkommens wird wie folgt geändert: 

1. Unter Nummer 13a (Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 der Kommission) werden folgende Gedankenstri­
che angefügt: 

„— 32017 R 1113: Durchführungsverordnung (EU) 2017/1113 der Kommission vom 22. Juni 2017 (ABl. L 162 
vom 23.6.2017, S. 27) 

— 32017 R 1114: Durchführungsverordnung (EU) 2017/1114 der Kommission vom 22. Juni 2017 (ABl. L 162 
vom 23.6.2017, S. 32) 

— 32017 R 1115: Durchführungsverordnung (EU) 2017/1115 der Kommission vom 22. Juni 2017 (ABl. L 162 
vom 23.6.2017, S. 38) 

— 32017 R 1125: Durchführungsverordnung (EU) 2017/1125 der Kommission vom 22. Juni 2017 (ABl. L 132 
vom 24.6.2017, S. 10) 

— 32017 R 1186: Durchführungsverordnung (EU) 2017/1186 der Kommission vom 3. Juli 2017 (ABl. L 171 vom 
4.7.2017, S. 131)“ 

2. Nach Nummer 13zzzzzzzr (Durchführungsverordnung (EU) 2017/843 der Kommission) werden folgende Nummern 
eingefügt: 

„13zzzzzzzs. 32017 R 1113: Durchführungsverordnung (EU) 2017/1113 der Kommission vom 22. Juni 2017 zur 
Erneuerung der Genehmigung für den Wirkstoff Benzoesäure gemäß der Verordnung (EG) 
Nr. 1107/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates über das Inverkehrbringen von Pflanzen­
schutzmitteln und zur Änderung des Anhangs der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 der 
Kommission (ABl. L 162 vom 23.6.2017, S. 27) 

13zzzzzzzt. 32017 R 1114: Durchführungsverordnung (EU) 2017/1114 der Kommission vom 22. Juni 2017 zur 
Erneuerung der Genehmigung für den Wirkstoff Pendimethalin als Substitutionskandidat gemäß der 
Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates über das Inverkehrbringen 
von Pflanzenschutzmitteln und zur Änderung des Anhangs der Durchführungsverordnung (EU) 
Nr. 540/2011 der Kommission (ABl. L 162 vom 23.6.2017, S. 32) 

13zzzzzzzu. 32017 R 1115: Durchführungsverordnung (EU) 2017/1115 der Kommission vom 22. Juni 2017 zur 
Erneuerung der Genehmigung für den Wirkstoff Propoxycarbazon gemäß der Verordnung (EG) 
Nr. 1107/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates über das Inverkehrbringen von Pflanzen­
schutzmitteln und zur Änderung des Anhangs der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 der 
Kommission (ABl. L 162 vom 23.6.2017, S. 38)
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13zzzzzzzv. 32017 R 1125: Durchführungsverordnung (EU) 2017/1125 der Kommission vom 22. Juni 2017 zum 
Widerruf der Genehmigung für den Wirkstoff Repellents (Geruch) tierischen oder pflanzlichen Ur­
sprungs/Tallölpech gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europäischen Parlaments und 
des Rates über das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln sowie zur Änderung der Durchfüh­
rungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 der Kommission (ABl. L 163 vom 24.6.2017, S. 10) 

13zzzzzzzw. 32017 R 1186: Durchführungsverordnung (EU) 2017/1186 der Kommission vom 3. Juli 2017 zum 
Widerruf der Genehmigung für den Wirkstoff Repellents (Geruch) tierischen oder pflanzlichen Ur­
sprungs/Tallöl (roh) gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europäischen Parlaments und 
des Rates über das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln sowie zur Änderung der Durchfüh­
rungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 der Kommission (ABl. L 171 vom 4.7.2017, S. 131)“ 

Artikel 2 

Der Wortlaut der Durchführungsverordnungen (EU) 2017/1113, (EU) 2017/1114, (EU) 2017/1115, (EU) 2017/1125 und 
(EU) 2017/1186 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union 
veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 16. Dezember 2017 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR- 
Abkommens vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 15. Dezember 2017. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Sabine MONAUNI
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BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 229/2017 

vom 15. Dezember 2017 

zur Änderung von Anhang II (Technische Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizierung) des 
EWR-Abkommens [2019/1637] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Durchführungsbeschluss (EU) 2017/1532 der Kommission vom 7. September 2017 zur Beantwortung der 
Fragen zur vergleichenden Bewertung gerinnungshemmender Rodentizide gemäß Artikel 23 Absatz 5 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 528/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 1 ) ist in das EWR-Abkommen aufzuneh­
men. 

(2) Anhang II des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Anhang II Kapitel XV des EWR-Abkommens wird nach Nummer 19 (Durchführungsbeschluss (EU) 2016/678 der 
Kommission) folgende Nummer eingefügt: 

„20. 32017 D 1532: Durchführungsbeschluss (EU) 2017/1532 der Kommission vom 7. September 2017 zur 
Beantwortung der Fragen zur vergleichenden Bewertung gerinnungshemmender Rodentizide gemäß Artikel 23 
Absatz 5 der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 232 vom 
8.9.2017, S. 11)“ 

Artikel 2 

Der Wortlaut des Durchführungsbeschlusses (EU) 2017/1532 der Kommission in isländischer und norwegischer Sprache, 
der in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 16. Dezember 2017 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR- 
Abkommens vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 15. Dezember 2017. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Sabine MONAUNI
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BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 230/2017 

vom 15. Dezember 2017 

zur Änderung von Anhang II (Technische Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizierung) des 
EWR-Abkommens [2019/1638] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Verordnung (EU) 2017/1410 der Kommission vom 2. August 2017 zur Änderung der Anhänge II und III der 
Verordnung (EG) Nr. 1223/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates über kosmetische Mittel ( 1 ) ist in das 
EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(2) Die Verordnung (EU) 2017/1413 der Kommission vom 3. August 2017 zur Änderung von Anhang IV der Ver­
ordnung (EG) Nr. 1223/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates über kosmetische Mittel ( 2 ) ist in das 
EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(3) Anhang II des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Anhang II Kapitel XVI des EWR-Abkommens werden unter Nummer 1a (Verordnung (EG) Nr. 1223/2009 des Euro­
päischen Parlaments und des Rates) folgende Gedankenstriche angefügt: 

„— 32017 R 1410: Verordnung (EU) 2017/1410 der Kommission vom 2. August 2017 (ABl. L 202 vom 3.8.2017, 
S. 1), 

— 32017 R 1413: Verordnung (EU) 2017/1413 der Kommission vom 3. August 2017 (ABl. L 203 vom 4.8.2017, 
S. 1).“ 

Artikel 2 

Der Wortlaut der Durchführungsverordnungen (EU) 2017/1410 und (EU) 2017/1413 in isländischer und norwegischer 
Sprache, der in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 16. Dezember 2017 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR- 
Abkommens vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 15. Dezember 2017. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Sabine MONAUNI
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BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 231/2017 

vom 15. Dezember 2017 

zur Änderung von Anhang II (Technische Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizierung) des 
EWR-Abkommens [2019/1639] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Durchführungsbeschluss (EU) 2017/1462 der Kommission vom 10. August 2017 über die Anerkennung des 
freiwilligen Systems „REDcert“ zum Nachweis der Einhaltung der Nachhaltigkeitskriterien der Richtlinien 98/70/EG 
und 2009/28/EG des Europäischen Parlaments und des Rates ( 1 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(2) Da die Geltungsdauer des Durchführungsbeschlusses 2012/432/EU der Kommission ( 2 ), der in das EWR-Abkom­
men aufgenommen wurde, am 15. August 2017 endete, sollte die entsprechende Bezugnahme aus dem EWR- 
Abkommen gestrichen werden. 

(3) Anhang II des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Anhang II Kapitel XVII des EWR-Abkommens erhält Nummer 6aj (Durchführungsbeschluss 2012/432/EU der Kommis­
sion) folgende Fassung: 

„32017 D 1462: Durchführungsbeschluss (EU) 2017/1462 der Kommission vom 10. August 2017 über die An­
erkennung des freiwilligen Systems „REDcert“ zum Nachweis der Einhaltung der Nachhaltigkeitskriterien der Richt­
linien 98/70/EG und 2009/28/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 208 vom 11.8.2017, S. 51).“ 

Artikel 2 

Der Wortlaut des Durchführungsbeschlusses (EU) 2017/1462 der Kommission in isländischer und norwegischer Sprache, 
der in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 16. Dezember 2017 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR- 
Abkommens vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 15. Dezember 2017. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Sabine MONAUNI
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BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 232/2017 

vom 15. Dezember 2017 

zur Änderung von Anhang II (Technische Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizierung) des 
EWR-Abkommens [2019/1640] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Richtlinie (EU) 2015/652 des Rates vom 20. April 2015 zur Festlegung von Berechnungsverfahren und 
Berichterstattungspflichten gemäß der Richtlinie 98/70/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über die 
Qualität von Otto- und Dieselkraftstoffen ( 1 ), berichtigt in ABl. L 129 vom 27.5.2015, S. 53, ist in das EWR- 
Abkommen aufzunehmen. 

(2) Anhang II des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Anhang II Kapitel XVII des EWR-Abkommens wird nach Nummer 6d (Verordnung (EU) Nr. 1307/2014 der Kommis­
sion) Folgendes eingefügt: 

„6e. 32015 L 0652: Richtlinie (EU) 2015/652 des Rates vom 20. April 2015 zur Festlegung von Berechnungs­
verfahren und Berichterstattungspflichten gemäß der Richtlinie 98/70/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates über die Qualität von Otto- und Dieselkraftstoffen (ABl. L 107 vom 25.4.2015, S. 26), berichtigt in 
ABl. L 129 vom 27.5.2015, S. 53. 

Die Richtlinie gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender Anpassung: 

In der Richtlinie enthaltene Verweise auf andere Rechtsakte gelten in dem Umfang und in der Form, in denen 
diese Rechtsakte in das Abkommen übernommen wurden.“ 

Artikel 2 

Der Wortlaut der Richtlinie (EU) 2015/652, berichtigt in ABl. L 129 vom 27.5.2015, S. 53, in isländischer und norwe­
gischer Sprache, der in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 16. Dezember 2017 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR- 
Abkommens vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 15. Dezember 2017. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Sabine MONAUNI

DE 3.10.2019 Amtsblatt der Europäischen Union L 254/43 

( 1 ) ABl. L 107 vom 25.4.2015, S. 26. 
(*) Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt.



 

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 233/2017 

vom 15. Dezember 2017 

zur Änderung von Anhang II (Technische Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizierung) des 
EWR-Abkommens [2019/1641] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Delegierte Verordnung (EU) 2017/959 der Kommission vom 24. Februar 2017 über die Klassifizierung der 
Leistung hinsichtlich der horizontalen Setzung und der Kurzzeit-Wasseraufnahme von an der Verwendungsstelle 
hergestellten und in den Anwendungsbereich der Norm EN 15101-1 fallenden Wärmedämmstoffprodukten aus 
Zellulosefüllstoff (LFCI) gemäß der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 1 ) 
ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(2) Anhang II des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Anhang II Kapitel XXI des EWR-Abkommens wird nach Nummer 1zzj (Delegierte Verordnung (EU) 2016/364 der 
Kommission) folgende Nummer eingefügt: 

„1zzk. 32017 R 0959: Delegierte Verordnung (EU) 2017/959 der Kommission vom 24. Februar 2017 über die 
Klassifizierung der Leistung hinsichtlich der horizontalen Setzung und der Kurzzeit-Wasseraufnahme von an 
der Verwendungsstelle hergestellten und in den Anwendungsbereich der Norm EN 15101-1 fallenden Wär­
medämmstoffprodukten aus Zellulosefüllstoff (LFCI) gemäß der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 des Europä­
ischen Parlaments und des Rates (ABl. L 145 vom 8.6.2017, S. 1).“ 

Artikel 2 

Der Wortlaut der Delegierten Verordnung (EU) 2017/959 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR- 
Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 16. Dezember 2017 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR- 
Abkommens vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 15. Dezember 2017. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Sabine MONAUNI

DE L 254/44 Amtsblatt der Europäischen Union 3.10.2019 

( 1 ) ABl. L 145 vom 8.6.2017, S. 1. 
(*) Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt.



 

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 234/2017 

vom 15. Dezember 2017 

zur Änderung von Anhang II (Technische Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizierung) des 
EWR-Abkommens [2019/1642] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Delegierte Verordnung (EU) 2017/1475 der Kommission vom 26. Januar 2017 über die Klassifizierung der 
Frostwiderstandsleistung von Dachziegeln gemäß der Norm EN 1304 und der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 des 
Europäischen Parlaments und des Rates ( 1 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(2) Anhang II des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Anhang II Kapitel XXI des EWR-Abkommens wird nach Nummer 1zzk (Delegierte Verordnung (EU) 2017/959 der 
Kommission) folgende Nummer eingefügt: 

„1zzl. 32017 R 1475: Delegierte Verordnung (EU) 2017/1475 der Kommission vom 26. Januar 2017 über die 
Klassifizierung der Frostwiderstandsleistung von Dachziegeln gemäß der Norm EN 1304 und der Verordnung 
(EU) Nr. 305/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 211 vom 17.8.2017, S. 1).“ 

Artikel 2 

Der Wortlaut der Delegierten Verordnung (EU) 2017/1475 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR- 
Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 16. Dezember 2017 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR- 
Abkommens vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 15. Dezember 2017. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Sabine MONAUNI

DE 3.10.2019 Amtsblatt der Europäischen Union L 254/45 

( 1 ) ABl. L 211 vom 17.8.2017, S. 1. 
(*) Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt.



 

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 235/2017 

vom 15. Dezember 2017 

zur Änderung von Anhang II (Technische Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizierung) des 
EWR-Abkommens [2019/1643] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Delegierte Verordnung (EU) 2017/1227 der Kommission vom 20. März 2017 über die Bedingungen für die 
ohne Prüfung erfolgende Klassifizierung von Brettschichtholzprodukten, für die die harmonisierte Norm EN 14080 
gilt, und von keilgezinkten Vollholzprodukten für tragende Zwecke, für die die harmonisierte Norm EN 15497 gilt, 
in Bezug auf ihr Brandverhalten und zur Änderung der Entscheidung 2005/610/EG ( 1 ) ist in das EWR-Abkommen 
aufzunehmen. 

(2) Die Delegierte Verordnung (EU) 2017/1228 der Kommission vom 20. März 2017 über die Bedingungen für die 
ohne Prüfung erfolgende Klassifizierung von Außen- und Innenputzen mit organischen Bindemitteln, für die die 
harmonisierte Norm EN 15824 gilt, und von Putzmörtel, für die die harmonisierte Norm EN 998-1 gilt, in Bezug 
auf ihr Brandverhalten ( 2 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(3) Anhang II des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang II Kapitel XXI des EWR-Abkommens wird wie folgt geändert: 

1. Nach Nummer 2t (Delegierte Verordnung (EU) Nr. 1293/2014 der Kommission) werden folgende Nummern eingefügt: 

„2u. 32017 R 1227: Delegierte Verordnung (EU) 2017/1227 der Kommission vom 20. März 2017 über die Bedin­
gungen für die ohne Prüfung erfolgende Klassifizierung von Brettschichtholzprodukten, für die die harmonisierte 
Norm EN 14080 gilt, und von keilgezinkten Vollholzprodukten für tragende Zwecke, für die die harmonisierte 
Norm EN 15497 gilt, in Bezug auf ihr Brandverhalten und zur Änderung der Entscheidung 2005/610/EG (ABl. 
L 177 vom 8.7.2017, S. 1) 

2v. 32017 R 1228: Delegierte Verordnung (EU) 2017/1228 der Kommission vom 20. März 2017 über die Bedin­
gungen für die ohne Prüfung erfolgende Klassifizierung von Außen- und Innenputzen mit organischen Binde­
mitteln, für die die harmonisierte Norm EN 15824 gilt, und von Putzmörtel, für die die harmonisierte Norm EN 
998-1 gilt, in Bezug auf ihr Brandverhalten (ABl. L 177 vom 8.7.2017, S. 4).“

DE L 254/46 Amtsblatt der Europäischen Union 3.10.2019 

( 1 ) ABl. L 177 vom 8.7.2017, S. 1. 
( 2 ) ABl. L 177 vom 8.7.2017, S. 4.



 

2. Unter Nummer 2d (Entscheidung 2005/610/EG der Kommission) wird Folgendes angefügt: 

„, geändert durch: 

— 32017 R 1227: Delegierte Verordnung (EU) 2017/1227 der Kommission vom 20. März 2017 (ABl. L 177 vom 
8.7.2017, S. 1).“ 

Artikel 2 

Der Wortlaut der Delegierten Verordnungen (EU) 2017/1227 und (EU) 2017/1228 in isländischer und norwegischer 
Sprache, der in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 16. Dezember 2017 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR- 
Abkommens vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 15. Dezember 2017. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Sabine MONAUNI

DE 3.10.2019 Amtsblatt der Europäischen Union L 254/47 

(*) Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt.



 

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 236/2017 

vom 15. Dezember 2017 

zur Änderung von Anhang II (Technische Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizierung) des 
EWR-Abkommens [2019/1644] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Empfehlung (EU) 2016/22 der Kommission vom 7. Januar 2016 zur Prävention und Reduzierung der Ethyl­
carbamatkontamination in Steinobstbränden und Steinobsttresterbränden und zur Aufhebung der Empfehlung 
2010/133/EU ( 1 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(2) Mit der Empfehlung (EU) 2016/22 wird die Empfehlung 2010/133/EU der Kommission ( 2 ) aufgehoben, die in das 
EWR-Abkommen aufgenommen wurde und daher aus diesem zu streichen ist. 

(3) Dieser Beschluss betrifft Rechtsvorschriften für Spirituosen. Nach der Einleitung zu Kapitel XXVII von Anhang II 
des EWR-Abkommens gelten Rechtsvorschriften über Spirituosen nicht für Liechtenstein, solange Liechtenstein in 
das Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über den 
Handel mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen einbezogen ist. Dieser Beschluss gilt daher nicht für Liechtenstein. 

(4) Anhang II des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang II Kapitel XXVII des EWR-Abkommens wird wie folgt geändert: 

1. Nach Nummer 10 (Empfehlung 2010/133/EU der Kommission) wird folgende Nummer eingefügt: 

„11. 32016 H 0022: Empfehlung (EU) 2016/22 der Kommission vom 7. Januar 2016 zur Prävention und Reduzie­
rung der Ethylcarbamatkontamination in Steinobstbränden und Steinobsttresterbränden und zur Aufhebung der 
Empfehlung 2010/133/EU (ABl. L 6 vom 9.1.2016, S. 8).“ 

2. Der Text von Nummer 10 (Empfehlung 2010/133/EU der Kommission) wird gestrichen. 

Artikel 2 

Der Wortlaut der Empfehlung (EU) 2016/22 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des 
Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich.
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Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 16. Dezember 2017 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR- 
Abkommens vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 15. Dezember 2017. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Sabine MONAUNI

DE 3.10.2019 Amtsblatt der Europäischen Union L 254/49 

(*) Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt.



 

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 237/2017 

vom 15. Dezember 2017 

zur Änderung von Anhang VII (Anerkennung beruflicher Qualifikationen) des EWR-Abkommens 
[2019/1645] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Durchführungsverordnung (EU) 2015/983 der Kommission vom 24. Juni 2015 betreffend das Verfahren zur 
Ausstellung des Europäischen Berufsausweises und die Anwendung des Vorwarnmechanismus gemäß der Richtlinie 
2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates ( 1 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(2) Anhang VII des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Anhang VII des EWR-Abkommens wird nach Nummer 1 a (Beschluss 2007/172/EG der Kommission) folgende 
Nummer eingefügt: 

„1b. 32015 R 0983: Durchführungsverordnung (EU) 2015/983 der Kommission vom 24. Juni 2015 betreffend das 
Verfahren zur Ausstellung des Europäischen Berufsausweises und die Anwendung des Vorwarnmechanismus 
gemäß der Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 159 vom 25.6.2015, 
S. 27).“ 

Artikel 2 

Der Wortlaut der Durchführungsverordnung (EU) 2015/983 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR- 
Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 16. Dezember 2017 in Kraft, sofern dem Gemeinsamen EWR-Ausschuss alle Mitteilungen nach 
Artikel 103 Absatz 1 des Abkommens vorliegen (*), oder am Tag des Inkrafttretens des Beschlusses des Gemeinsamen 
EWR-Ausschusses Nr. 94/2017 vom 5. Mai 2017 ( 2 ), je nachdem, welcher Zeitpunkt der spätere ist.

DE L 254/50 Amtsblatt der Europäischen Union 3.10.2019 

( 1 ) ABl. L 159 vom 25.6.2015, S. 27. 
(*) Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt. 
( 2 ) ABl. L 36 vom 7.2.2019, S. 52.



 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 15. Dezember 2017. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Sabine MONAUNI

DE 3.10.2019 Amtsblatt der Europäischen Union L 254/51



 

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 240/2017 

vom 15. Dezember 2017 

zur Änderung von Anhang XI (Elektronische Kommunikation, audiovisuelle Dienste und 
Informationsgesellschaft) des EWR-Abkommens [2019/1646] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Durchführungsbeschluss (EU) 2017/1438 der Kommission vom 4. August 2017 zur Änderung der Entschei­
dung 2007/131/EG über die Gestattung der harmonisierten Funkfrequenznutzung für Ultrabreitbandgeräte in der 
Gemeinschaft ( 1 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(2) Der Durchführungsbeschluss (EU) 2017/1483 der Kommission vom 8. August 2017 zur Änderung der Entschei­
dung 2006/771/EG zur Harmonisierung der Frequenznutzung durch Geräte mit geringer Reichweite und zur 
Aufhebung der Entscheidung 2006/804/EG ( 2 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(3) Mit dem Durchführungsbeschluss (EU) 2017/1483 wird mit Wirkung zum 1. Januar 2018 die Richtlinie 
2006/804/EG der Kommission ( 3 ) aufgehoben, die in das EWR-Abkommen aufgenommen wurde und daher mit 
Wirkung zum 1. Januar 2018 aus diesem zu streichen ist. 

(4) Anhang XI des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang XI des EWR-Abkommens wird wie folgt geändert: 

1. Unter Nummer 5cw (Entscheidung 2007/131/EG der Kommission) wird folgender Gedankenstrich angefügt: 

„— 32017 D 1438: Durchführungsbeschluss (EU) 2017/1438 der Kommission vom 4. August 2017 (ABl. L 205 
vom 8.8.2017, S. 89).“ 

2. Unter Nummer 5cz (Entscheidung 2006/771/EG der Kommission) wird folgender Gedankenstrich angefügt: 

„— 32017 D 1483: Durchführungsbeschluss (EU) 2017/1483 der Kommission vom 8. August 2017 (ABl. L 214 
vom 18.8.2017, S. 3).“ 

3. Der Wortlaut von Nummer 5cza (Entscheidung 2006/804/EG der Kommission) wird mit Wirkung vom 1. Januar 
2018 gestrichen. 

Artikel 2 

Der Wortlaut der Durchführungsbeschlüsse (EU) 2017/1438 und (EU) 2017/1483 in isländischer und norwegischer 
Sprache, der in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich.
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Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 16. Dezember 2017 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR- 
Abkommens vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 15. Dezember 2017. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Sabine MONAUNI

DE 3.10.2019 Amtsblatt der Europäischen Union L 254/53 

(*) Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt.



 

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 241/2017 

vom 15. Dezember 2017 

zur Änderung von Anhang XIII (Verkehr) des EWR-Abkommens [2019/1647] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Durchführungsverordnung (EU) 2017/1503 der Kommission vom 25. August 2017 zur Änderung der Durch­
führungsverordnung (EU) 2016/68 über die für die Vernetzung der elektronischen Register von Fahrerkarten 
notwendigen gemeinsamen Verfahren und Spezifikationen ( 1 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(2) Anhang XIII des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Anhang XIII des EWR-Abkommens wird unter Nummer 21ba (Durchführungsverordnung (EU) 2016/68 der Kommis­
sion) Folgendes angefügt: 

„, geändert durch: 

— 32017 R 1503: Durchführungsverordnung (EU) 2017/1503 der Kommission vom 25. August 2017 (ABl. L 221 
vom 26.8.2017, S. 10).“ 

Artikel 2 

Der Wortlaut der Durchführungsverordnung (EU) 2017/1503 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR- 
Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 16. Dezember 2017 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR- 
Abkommens vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 15. Dezember 2017. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Sabine MONAUNI

DE L 254/54 Amtsblatt der Europäischen Union 3.10.2019 

( 1 ) ABl. L 221 vom 26.8.2017, S. 10. 
(*) Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt.



 

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 242/2017 

vom 15. Dezember 2017 

zur Änderung von Anhang XIII (Verkehr) des EWR-Abkommens [2019/1648] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Durchführungsbeschluss (EU) 2017/1013 der Kommission vom 30. März 2017 über das in Artikel 17 der 
Verordnung (EG) Nr. 561/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates genannte Berichtsmuster ( 1 ) ist in das 
EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(2) Mit dem Durchführungsbeschluss (EU) 2017/1013 wird die Entscheidung 2009/810/EG der Kommission ( 2 ) 
aufgehoben, die in das EWR-Abkommen aufgenommen wurde und daher aus diesem zu streichen ist. 

(3) Anhang XIII des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Anhang XIII des EWR-Abkommens erhält der Text von Nummer 24ea (Entscheidung 2009/810/EG der Kommission) 
folgende Fassung: 

„32017 D 1013: Durchführungsbeschluss (EU) 2017/1013 der Kommission vom 30. März 2017 über das in 
Artikel 17 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates genannte Berichtsmuster 
(ABl. L 153 vom 16.6.2017, S. 28).“ 

Artikel 2 

Der Wortlaut des Durchführungsbeschlusses (EU) 2017/1013 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR- 
Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 16. Dezember 2017 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR- 
Abkommens vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 15. Dezember 2017. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Sabine MONAUNI
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BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 243/2017 

vom 15. Dezember 2017 

zur Änderung von Anhang XIII (Verkehr) des EWR-Abkommens [2019/1649] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Durchführungsbeschluss (EU) 2017/1239 der Kommission vom 6. Juli 2017 über die Anerkennung Äthio­
piens gemäß der Richtlinie 2008/106/EG des Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf die Aus­
bildungs- und Zeugniserteilungssysteme für Seeleute ( 1 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(2) Anhang XIII des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Anhang XIII des EWR-Abkommens wird nach Nummer 56jv (Durchführungsbeschluss (EU) 2017/1412 der Kommis­
sion) folgende Nummer eingefügt: 

„56jw. 32017 D 1239: Durchführungsbeschluss (EU) 2017/1239 der Kommission vom 6. Juli 2017 über die 
Anerkennung Äthiopiens gemäß der Richtlinie 2008/106/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
in Bezug auf die Ausbildungs- und Zeugniserteilungssysteme für Seeleute (ABl. L 177 vom 8.7.2017, S. 43).“ 

Artikel 2 

Der Wortlaut des Durchführungsbeschlusses (EU) 2017/1239 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR- 
Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 16. Dezember 2017 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR- 
Abkommens vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 15. Dezember 2017. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Sabine MONAUNI
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BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 244/2017 

vom 15. Dezember 2017 

zur Änderung von Anhang XV (Staatliche Beihilfen) des EWR-Abkommens [2019/1650] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Da Bulletin EG 9-1984 über die Anwendung der Artikel 92 und 93 EWG-Vertrag auf öffentliche Unternehmen in 
der verarbeitenden Industrie in die Leitlinien über staatliche Holdinggesellschaften der EFTA-Überwachungsbehör­
de ( 1 ) aufgenommen wurde, sollte die entsprechende Bezugnahme aus dem EWR-Abkommen gestrichen werden. 

(2) Da das Schreiben der Kommission an die Mitgliedstaaten SG(89) D/4328 vom 5. April 1989 durch die Mitteilung 
der Kommission über die Anwendung der Artikel 87 und 88 EG-Vertrag auf staatliche Beihilfen in Form von 
Haftungsverpflichtungen und Bürgschaften ( 2 ) ersetzt wurde, sollte die entsprechende Bezugnahme aus dem EWR- 
Abkommen gestrichen werden. 

(3) Da das Schreiben der Kommission an die Mitgliedstaaten SG(89) D/12772 vom 12. Oktober 1989 durch die 
Mitteilung der Kommission über die Anwendung der Artikel 87 und 88 EG-Vertrag auf staatliche Beihilfen in Form 
von Haftungsverpflichtungen und Bürgschaften ( 3 ) ersetzt wurde, sollte die entsprechende Bezugnahme aus dem 
EWR-Abkommen gestrichen werden. 

(4) Da die Mitteilung der Kommission an die Mitgliedstaaten betreffend den Gemeinschaftsrahmen für die Beihilfen 
zugunsten der Textilindustrie [SEK(71) 363 endg. — Juli 1971] durch den Multisektoralen Regionalbeihilferahmen 
für große Investitionsvorhaben ( 4 ) ersetzt wurde, sollte die entsprechende Bezugnahme aus dem EWR-Abkommen 
gestrichen werden. 

(5) Da das Schreiben der Kommission an die Mitgliedstaaten (SG(77) D/1190) vom 4. Februar 1977 und Anhang 
(SEK(77) 317 vom 25.1.1977): Prüfung der gegenwärtigen Situation im Hinblick auf Beihilfen an die Textil- und 
Bekleidungsindustrie durch den Multisektoralen Regionalbeihilferahmen für große Investitionsvorhaben ( 5 ) ersetzt 
wurde, sollte die entsprechende Bezugnahme aus dem EWR-Abkommen gestrichen werden. 

(6) Da die Mitteilung der Kommission über Beihilfen zugunsten der Kunstfaserindustrie in der Gemeinschaft ( 6 ) und 
nachfolgende Verlängerungen durch den Beihilfekodex für die Kunstfaserindustrie ( 7 ) ersetzt wurden, der wiederum 
durch den Multisektoralen Regionalbeihilferahmen für große Investitionsvorhaben ( 8 ) ersetzt wurde, sollte die ent­
sprechende Bezugnahme aus dem EWR-Abkommen gestrichen werden.
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(7) Da der Gemeinschaftsrahmen für staatliche Beihilfen in der KfZ-Industrie ( 9 ) durch die Mitteilung der Kommis­
sion — Multisektorale Regionalbeihilferahmen für große Investitionsvorhaben ( 10 ) ersetzt wurde, sollte die ent­
sprechende Bezugnahme aus dem EWR-Abkommen gestrichen werden. 

(8) Da der Gemeinschaftsrahmen für staatliche Beihilfen in der KfZ-Industrie ( 11 ) durch die Mitteilung der Kommis­
sion — Multisektorale Regionalbeihilferahmen für große Investitionsvorhaben ( 12 ) ersetzt wurde, sollte die ent­
sprechende Bezugnahme aus dem EWR-Abkommen gestrichen werden. 

(9) Da die Entschließung des Rates vom 20. Oktober 1971 über die allgemeinen Beihilferegelungen mit regionaler 
Zielsetzung ( 13 ) durch die Leitlinien für staatliche Beihilfen mit regionaler Zielsetzung ( 14 ) ersetzt wurde, sollte die 
entsprechende Bezugnahme aus dem EWR-Abkommen gestrichen werden. 

(10) Da die Mitteilung der Kommission zu der Entschließung des Rates vom 20. Oktober 1971 über allgemeine 
Beihilferegelungen mit regionaler Zwecksetzung ( 15 ) durch die Leitlinien für staatliche Beihilfen mit regionaler 
Zielsetzung ( 16 ) ersetzt wurde, sollte die entsprechende Bezugnahme aus dem EWR-Abkommen gestrichen werden. 

(11) Da die Mitteilung der Kommission an den Rat über Beihilferegelungen mit regionaler Zwecksetzung durch die 
Leitlinien für staatliche Beihilfen mit regionaler Zielsetzung ( 17 ) ersetzt wurde, sollte die entsprechende Bezugnahme 
aus dem EWR-Abkommen gestrichen werden. 

(12) Da die Mitteilung der Kommission vom 21. Dezember 1978 über regionale Beihilferegelungen ( 18 ) durch die 
Leitlinien für staatliche Beihilfen mit regionaler Zielsetzung ( 19 ) ersetzt wurde, sollte die entsprechende Bezugnahme 
aus dem EWR-Abkommen gestrichen werden. 

(13) Da die Mitteilung der Kommission über die Methode zur Anwendung von Artikel 92 Absatz 3 Buchstaben a und c 
auf Regionalbeihilfen ( 20 ) durch die Leitlinien für staatliche Beihilfen mit regionaler Zielsetzung ( 21 ) ersetzt wurde, 
sollte die entsprechende Bezugnahme aus dem EWR-Abkommen gestrichen werden. 

(14) Da die Mitteilung der Kommission über die Änderung der Mitteilung vom 21. Dezember 1978 ( 22 ) durch die 
Leitlinien für staatliche Beihilfen mit regionaler Zielsetzung ( 23 ) ersetzt wurde, sollte die entsprechende Bezugnahme 
aus dem EWR-Abkommen gestrichen werden. 

(15) Da die Mitteilung der Kommission zur Methode der Anwendung von Artikel 92 Absatz 3 Buchstabe c auf Re­
gionalbeihilfen ( 24 ) durch die Leitlinien für staatliche Beihilfen mit regionaler Zielsetzung ( 25 ) ersetzt wurde, sollte 
die entsprechende Bezugnahme aus dem EWR-Abkommen gestrichen werden.
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(16) Da die Mitteilung der Kommission zur Methode der Anwendung von Artikel 92 Absatz 3 Buchstabe a auf Re­
gionalbeihilfen ( 26 ) durch die Leitlinien für staatliche Beihilfen mit regionaler Zielsetzung ( 27 ) ersetzt wurde, sollte 
die entsprechende Bezugnahme aus dem EWR-Abkommen gestrichen werden. 

(17) Da das Schreiben der Kommission an die Mitgliedstaaten vom 7. November 1974 (S/74/30.807) durch die Leit­
linien für staatliche Umweltschutzbeihilfen ( 28 ) ersetzt wurde, sollte die entsprechende Bezugnahme aus dem EWR- 
Abkommen gestrichen werden. 

(18) Da das Schreiben der Kommission an die Mitgliedstaaten vom 7. Juli 1980 (S(80) D/8287) durch die Leitlinien für 
staatliche Umweltschutzbeihilfen ( 29 ) ersetzt wurde, sollte die entsprechende Bezugnahme aus dem EWR-Abkom­
men gestrichen werden. 

(19) Da die Mitteilung der Kommission an die Mitgliedstaaten (Anhang zu dem Schreiben vom 7. Juli 1980) durch die 
Leitlinien für staatliche Umweltschutzbeihilfen ( 30 ) ersetzt wurde, sollte die entsprechende Bezugnahme aus dem 
EWR-Abkommen gestrichen werden. 

(20) Da das Schreiben der Kommission an die Mitgliedstaaten vom 29. März 1987 (S(87) D/3795) durch die Leitlinien 
für staatliche Umweltschutzbeihilfen ( 31 ) ersetzt wurde, sollte die entsprechende Bezugnahme aus dem EWR-Ab­
kommen gestrichen werden. 

(21) Da der Gemeinschaftsrahmen für staatliche Forschungs- und Entwicklungsbeihilfen ( 32 ) durch den nachfolgenden 
Gemeinschaftsrahmen für staatliche Forschungs- und Entwicklungsbeihilfen ( 33 ) geändert wurde, sollte die entspre­
chende Bezugnahme aus dem EWR-Abkommen gestrichen werden. 

(22) Da das Schreiben der Kommission an die Mitgliedstaaten (SG(90) D/01620) vom 5. Februar 1990 durch den 
Gemeinschaftsrahmen für staatliche Forschungs- und Entwicklungsbeihilfen ( 34 ) geändert wurde, sollte die entspre­
chende Bezugnahme aus dem EWR-Abkommen gestrichen werden. 

(23) Da das Schreiben der Kommission an die Mitgliedstaaten vom 14. September 1979 (SG(79) D/10478) in den 
Allgemeinen Investitionsbeihilferegelungen mit verfahrens- und materiellrechtlichen Vorschriften auf dem Gebiet 
der staatlichen Beihilfen („Leitlinien für staatliche Beihilfen“) ( 35 ) wiedergegeben und mit der 63. Änderung der 
Leitlinien für staatliche Beihilfen ( 36 ) gestrichen wurde, sollte die entsprechende Bezugnahme auch aus dem EWR- 
Abkommen gestrichen werden. 

(24) Da die Kontrolle der Rettungs- und Begleitbeihilfen (Achter Bericht über die Wettbewerbspolitik, Ziff. 228) durch 
die Leitlinien der Gemeinschaft für staatliche Beihilfen zur Rettung und Umstrukturierung von Unternehmen in 
Schwierigkeiten ( 37 ) ersetzt wurde, sollte die entsprechende Bezugnahme aus dem EWR-Abkommen gestrichen 
werden. 

(25) Da der Sechzehnte Bericht über die Wettbewerbspolitik, Ziff. 253 in den Leitlinien der Gemeinschaft für staatliche 
Beihilfen ( 38 ) wiedergegeben wurde, die durch die Leitlinien für Beschäftigungsbeihilfen ( 39 ) ersetzt wurden, sollte 
die entsprechende Bezugnahme aus dem EWR-Abkommen gestrichen werden.
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(26) Da der Zwanzigste Bericht über die Wettbewerbspolitik, Ziff. 280 in den Leitlinien der Gemeinschaft für staatliche 
Beihilfen ( 40 ) wiedergegeben wurde, die durch die Leitlinien für Beschäftigungsbeihilfen ( 41 ) ersetzt wurden, sollte 
die entsprechende Bezugnahme aus dem EWR-Abkommen gestrichen werden. 

(27) Da die Rahmenregelung für bestimmte, nicht unter den EGKS-Vertrag fallende Stahlbereiche ( 42 ) durch die Mit­
teilung der Kommission — Multisektorale Regionalbeihilferahmen für große Investitionsvorhaben ( 43 ) ersetzt wur­
de, sollte die entsprechende Bezugnahme aus dem EWR-Abkommen gestrichen werden. 

(28) Anhang XV des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang XV des EWR-Abkommens wird wie folgt geändert: 

1. Unter der Überschrift „RECHTAKTE, DIE DIE EG-KOMMISION UND DIE EFTA-ÜBERWACHUNGSBEHÖRDE GE­
BÜHREND BERÜCKSICHTIGEN MÜSSEN“ wird nach dem Wortlaut „Die EG-Kommission und die EFTA-Über­
wachungsbehörde haben bei der Anwendung der Art. 61 bis 63 des Abkommens und der Vorschriften, auf die in 
diesem Anhang Bezug genommen wird, die Grundsätze und Regelungen der folgenden Rechtsakte gebührend zu 
berücksichtigen:“ folgende Fußnote angefügt: 

„Gemäß Absatz II des Abschnitts ‚Allgemeines‘ hat die EFTA-Überwachungsbehörde zu den von der EG-Kommission 
nach dem 31. Juli 1991 erlassenen Rechtsakten, die ursprünglich unter dieser Überschrift aufgeführte, vor dem 31. Juli 
1991 angenommene, Rechtsakte ergänzen oder ersetzen, entsprechende Rechtsakte zu erlassen, damit weiterhin 
gleiche Wettbewerbsbedingungen gelten, ohne dass sie jedoch in diesen Anhang aufgenommen werden.“ 

2. Der Text der Nummern 9 (Anwendung der Art. 92 und 93 EWG-Vertrag auf staatliche Beteiligungen), 11 (Schreiben 
der Kommission an die Mitgliedstaaten SG(89) D/4328), 12 (Schreiben der Kommission an die Mitgliedstaaten SG(89) 
D/12772), 13 (Mitteilung der Kommission an die Mitgliedstaaten betreffend den Gemeinschaftsrahmen für die Bei­
hilfen zugunsten der Textilindustrie), 14 (Schreiben der Kommission an die Mitgliedstaaten SG(77) D/1190 und 
Anhang (SEK(77) 317 vom 25.1.1977)), 15 (Mitteilung der Kommission über Beihilfen zugunsten der Kunstfaserin­
dustrie in der Gemeinschaft), 16 (Gemeinschaftsrahmen für staatliche Beihilfen in der KfZ-Industrie), 17 (Gemein­
schaftsrahmen für staatliche Beihilfen in der KfZ-Industrie), 18 (Entschließung des Rates vom 20. Oktober 1971 über 
die allgemeinen Beihilferegelungen mit regionaler Zielsetzung), 19 (Mitteilung der Kommission zu der Entschließung 
des Rates vom 20. Oktober 1971 über allgemeine Beihilferegelungen mit regionaler Zwecksetzung), 20 (Mitteilung der 
Kommission an den Rat über Beihilferegelungen mit regionaler Zwecksetzung), 21 (Mitteilung der Kommission vom 
21. Dezember 1978 über regionale Beihilferegelungen), 22 (Mitteilung der Kommission über die Methode zur An­
wendung von Art. 92 Abs. 3 Buchstaben a und c auf Regionalbeihilfen), 23 (Mitteilung der Kommission über die 
Änderung der Mitteilung vom 21. Dezember 1978), 24 (Mitteilung der Kommission zur Methode der Anwendung von 
Art. 92 Abs. 3 Buchstabe c auf Regionalbeihilfen), 25 (Mitteilung der Kommission zur Methode der Anwendung von 
Art. 92 Abs. 3 Buchstabe a auf Regionalbeihilfen), 26 (Schreiben der Kommission an die Mitgliedstaaten S/74/30.807), 
27 (Schreiben der Kommission an die Mitgliedstaaten SG(80) D/8287), 28 (Mitteilung der Kommission an die Mit­
gliedstaaten (Anhang zu dem Schreiben vom 7. Juli 1980), 29 (Schreiben der Kommission an die Mitgliedstaaten 
SG(87) D/3795), 30 (Gemeinschaftsrahmen für staatliche FuE-Beihilfen), 31 (Schreiben der Kommission an die Mit­
gliedstaaten SG(90) D/01620), 32 (Schreiben der Kommission an die Mitgliedstaaten SG(79) D/10478), 33 (Kontrolle 
der Rettungs- und Begleitbeihilfen), 35 (Sechzehnter Bericht über die Wettbewerbspolitik, Ziff. 253), 36 (Zwanzigster 
Bericht über die Wettbewerbspolitik, Ziff. 280) und 37 (Rahmenregelung für bestimmte, nicht unter den EGKS-Vertrag 
fallende Stahlbereiche) unter der Überschrift „RECHTAKTE, DIE DIE EG-KOMMISION UND DIE EFTA-ÜBER­
WACHUNGSBEHÖRDE GEBÜHREND BERÜCKSICHTIGEN MÜSSEN“ wird gestrichen.
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3. Der Text von Absatz I unter der Überschrift „RECHTAKTE, DIE DIE EG-KOMMISION UND DIE EFTA-ÜBER­
WACHUNGSBEHÖRDE GEBÜHREND BERÜCKSICHTIGEN MÜSSEN“ wird gestrichen. 

4. Der letzte Satz von Absatz II unter der Überschrift „RECHTAKTE, DIE DIE EG-KOMMISION UND DIE EFTA-ÜBER­
WACHUNGSBEHÖRDE GEBÜHREND BERÜCKSICHTIGEN MÜSSEN“ erhält folgende Fassung: 

„Die EG-Kommission und die EFTA-Überwachungsbehörde haben bei der Anwendung der Art. 61 bis 63 des Ab­
kommens und der Vorschriften, auf die in diesem Anhang Bezug genommen wird, die Grundsätze und Regelungen 
dieser Rechtsakte gebührend zu berücksichtigen.“ 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am 16. Dezember 2017 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR- 
Abkommens vorliegen (*). 

Artikel 3 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 15. Dezember 2017. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Sabine MONAUNI
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BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 245/2017 

vom 15. Dezember 2017 

zur Änderung von Anhang XX (Umweltschutz) des EWR-Abkommens [2019/1651] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Verordnung (EU) 2017/1505 der Kommission vom 28. August 2017 zur Änderung der Anhänge I, II und III 
der Verordnung (EG) Nr. 1221/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates über die freiwillige Teilnahme 
von Organisationen an einem Gemeinschaftssystem für Umweltmanagement und Umweltbetriebsprüfung 
(EMAS) ( 1 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(2) Anhang XX des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang XX des EWR-Abkommens wird wie folgt geändert: 

1. Unter Nummer 1ea (Verordnung (EG) Nr. 1221/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates) wird folgender 
Gedankenstrich angefügt: 

„— 32017 R 1505: Verordnung (EU) 2017/1505 der Kommission vom 28. August 2017 (ABl. L 222 vom 
29.8.2017, S. 1).“ 

2. Nach Nummer 1eah (Beschluss (EU) 2016/1621 der Kommission) wird folgende Nummer eingefügt: 

„1eai. 32017 R 1505: Verordnung (EU) 2017/1505 der Kommission vom 28. August 2017 zur Änderung der 
Anhänge I, II und III der Verordnung (EG) Nr. 1221/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates über 
die freiwillige Teilnahme von Organisationen an einem Gemeinschaftssystem für Umweltmanagement und 
Umweltbetriebsprüfung (EMAS) (ABl. L 222 vom 29.8.2017, S. 1).“ 

Artikel 2 

Der Wortlaut der Verordnung (EU) 2017/1505 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des 
Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 16. Dezember 2017 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR- 
Abkommens vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 15. Dezember 2017. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Sabine MONAUNI
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(*) Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt.



 

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 246/2017 

vom 15. Dezember 2017 

zur Änderung von Anhang XX (Umweltschutz) des EWR-Abkommens [2019/1652] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Durchführungsbeschluss (EU) 2017/1442 der Kommission vom 31. Juli 2017 über Schlussfolgerungen zu den 
besten verfügbaren Techniken (BVT) gemäß der Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 
für Großfeuerungsanlagen ( 1 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(2) Anhang XX des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Anhang XX des EWR-Abkommens wird nach Nummer 1fp (Durchführungsbeschluss (EU) 2017/902 der Kommission) 
folgende Nummer eingefügt: 

„1fq. 32017 D 1442: Durchführungsbeschluss (EU) 2017/1442 der Kommission vom 31. Juli 2017 über Schluss­
folgerungen zu den besten verfügbaren Techniken (BVT) gemäß der Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates für Großfeuerungsanlage (ABl. L 212 vom 17.8.2017, S. 1).“ 

Artikel 2 

Der Wortlaut des Durchführungsbeschlusses (EU) 2017/1442 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR- 
Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 16. Dezember 2017 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR- 
Abkommens vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 15. Dezember 2017. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Sabine MONAUNI
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( 1 ) ABl. L 212 vom 17.8.2017, S. 1. 
(*) Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt.



 

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 247/2017 

vom 15. Dezember 2017 

zur Änderung von Anhang XX (Umweltschutz) des EWR-Abkommens [2019/1653] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Delegierte Verordnung (EU) 2017/1499 der Kommission vom 2. Juni 2017 zur Änderung der Anhänge I und 
II der Verordnung (EU) Nr. 510/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates zwecks Anpassung an ein neues 
Regelprüfverfahren für die Messung der CO 2 -Emissionen leichter Nutzfahrzeuge ( 1 ) ist in das EWR-Abkommen 
aufzunehmen. 

(2) Die Delegierte Verordnung (EU) 2017/1502 der Kommission vom 2. Juni 2017 zur Änderung der Anhänge I und 
II der Verordnung (EG) Nr. 443/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates zwecks Anpassung an ein neues 
Regelprüfverfahren für die Messung der CO 2 -Emissionen leichter Nutzfahrzeuge ( 2 ) ist in das EWR-Abkommen 
aufzunehmen. 

(3) Anhang XX des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang XX Kapitel III des EWR-Abkommens wird wie folgt geändert: 

1. Unter Nummer 21ae (Verordnung (EG) Nr. 443/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates) wird folgender 
Gedankenstrich angefügt: 

„— 32017 R 1502: Delegierte Verordnung (EU) 2017/1502 der Kommission vom 2. Juni 2017 (ABl. L 221 vom 
26.8.2017, S. 4).“ 

2. Unter Nummer 21ay (Verordnung (EU) Nr. 510/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates) wird folgender 
Gedankenstrich angefügt: 

„— 32017 R 1499: Delegierte Verordnung (EU) 2017/1499 der Kommission vom 2. Juni 2017 (ABl. L 219 vom 
25.8.2017, S. 1).“ 

Artikel 2 

Der Wortlaut der Durchführungsverordnungen (EU) 2017/1499 und (EU) 2017/1502 in isländischer und norwegischer 
Sprache, der in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich.
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Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 16. Dezember 2017 in Kraft, sofern dem Gemeinsamen EWR-Ausschuss alle Mitteilungen nach 
Artikel 103 Absatz 1 des Abkommens vorliegen (*), oder am Tag des Inkrafttretens des Beschlusses des Gemeinsamen 
EWR-Ausschusses Nr. 109/2017 vom 16. Juni 2017 ( 3 ), je nachdem, welcher Zeitpunkt der spätere ist. 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 15. Dezember 2017. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Sabine MONAUNI
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(*) Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt. 
( 3 ) ABl. L 142 vom 7.6.2018, S. 41.



 

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 248/2017 

vom 15. Dezember 2017 

zur Änderung von Anhang XX (Umweltschutz) des EWR-Abkommens [2019/1654] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Durchführungsbeschluss 2013/128/EU der Kommission vom 13. März 2013 über die Genehmigung des 
Einsatzes von Leuchtdioden in bestimmten Beleuchtungsfunktionen eines Fahrzeugs der Kategorie M1 als innova­
tive Technologie zur Verringerung der CO 2 -Emissionen von Personenkraftwagen gemäß der Verordnung (EG) 
Nr. 443/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 1 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(2) Der Durchführungsbeschluss 2013/341/EU der Kommission vom 27. Juni 2013 über die Genehmigung des 
Wechselstromgenerators „Valeo Efficient Generation Alternator“ als innovative Technologie zur Verringerung der 
CO 2 -Emissionen von Personenkraftwagen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 443/2009 des Europäischen Parlaments 
und des Rates ( 2 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(3) Der Durchführungsbeschluss 2013/451/EU der Kommission vom 10. September 2013 über die Genehmigung des 
Systems der Motorraumkapselung von Daimler als innovative Technologie zur Verringerung der CO 2 -Emissionen 
von neuen Personenkraftwagen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 443/2009 des Europäischen Parlaments und des 
Rates ( 3 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(4) Der Durchführungsbeschluss 2013/529/EU der Kommission vom 25. Oktober 2013 zur Genehmigung des Sys­
tems von Bosch zur navigationsbasierten Vorkonditionierung des Batterieladezustands bei Hybridfahrzeugen als 
innovative Technologie zur Verringerung der CO 2 -Emissionen von Personenkraftwagen gemäß der Verordnung 
(EG) Nr. 443/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 4 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(5) Der Durchführungsbeschluss 2014/128/EU der Kommission vom 10. März 2014 über die Genehmigung des 
Abblendlichtmoduls mit lichtemittierenden Dioden „E-Light“ als innovative Technologie zur Verringerung der 
CO 2 -Emissionen von Personenkraftwagen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 443/2009 des Europäischen Parlaments 
und des Rates ( 5 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(6) Der Durchführungsbeschluss 2014/465/EU der Kommission vom 16. Juli 2014 über die Genehmigung des effi­
zienten DENSO-Wechselstromgenerators als innovative Technologie zur Verringerung der CO 2 -Emissionen von 
Personenkraftwagen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 443/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates und 
zur Änderung des Durchführungsbeschlusses 2013/341/EU der Kommission ( 6 ) ist in das EWR-Abkommen auf­
zunehmen.
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(7) Der Durchführungsbeschluss 2014/806/EU der Kommission vom 18. November 2014 über die Genehmigung des 
Solardachs zur Batterieaufladung von Webasto als innovative Technologie zur Verringerung der CO 2 -Emissionen 
von Personenkraftwagen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 443/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 7 ) 
ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(8) Der Durchführungsbeschluss (EU) 2015/158 der Kommission vom 30. Januar 2015 über die Genehmigung von 
zwei hocheffizienten Generatoren der Robert Bosch GmbH als innovative Technologie zur Verringerung der CO 2 - 
Emissionen von Personenkraftwagen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 443/2009 des Europäischen Parlaments und 
des Rates ( 8 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(9) Der Durchführungsbeschluss (EU) 2015/206 der Kommission vom 9. Februar 2015 über die Genehmigung der 
effizienten Außenbeleuchtung mit Leuchtdioden der Daimler AG als innovative Technologie zur Verringerung der 
CO 2 -Emissionen von Personenkraftwagen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 443/2009 des Europäischen Parlaments 
und des Rates ( 9 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(10) Der Durchführungsbeschluss (EU) 2015/279 der Kommission vom 19. Februar 2015 über die Genehmigung des 
Solardachs zur Batterieaufladung von Asola als innovative Technologie zur Verringerung der CO 2 -Emissionen von 
Personenkraftwagen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 443/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 10 ) ist 
in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(11) Der Durchführungsbeschluss (EU) 2015/295 der Kommission vom 24. Februar 2015 über die Genehmigung des 
effizienten Generators MELCO GXi als innovative Technologie zur Verringerung der CO 2 -Emissionen von Per­
sonenkraftwagen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 443/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 11 ) ist in 
das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(12) Der Durchführungsbeschluss (EU) 2015/1132 der Kommission vom 10. Juli 2015 über die Genehmigung der 
Segel-Funktion der Porsche AG als innovative Technologie zur Verringerung der CO 2 -Emissionen von Personen­
kraftwagen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 443/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 12 ) ist in das 
EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(13) Der Durchführungsbeschluss (EU) 2015/2280 der Kommission vom 7. Dezember 2015 über die Genehmigung des 
effizienten Generators DENSO als innovative Technologie zur Verringerung der CO 2 -Emissionen von Personen­
kraftwagen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 443/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 13 ) ist in das 
EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(14) Der Durchführungsbeschluss (EU) 2016/160 der Kommission vom 5. Februar 2016 über die Genehmigung der 
effizienten Außenbeleuchtung mit Leuchtdioden der Toyota Motor Europe als innovative Technologie zur Ver­
ringerung der CO 2 -Emissionen von Personenkraftwagen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 443/2009 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates ( 14 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen.
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(15) Der Durchführungsbeschluss (EU) 2016/265 der Kommission vom 25. Februar 2016 über die Genehmigung des 
Motorgenerators von MELCO als innovative Technologie zur Verringerung der CO 2 -Emissionen von Personen­
kraftwagen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 443/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 15 ) ist in das 
EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(16) Der Durchführungsbeschluss (EU) 2016/362 der Kommission vom 11. März 2016 über die Genehmigung des 
Enthalpiespeichers der MAHLE Behr GmbH & Co. KG als innovative Technologie zur Verringerung der CO 2 - 
Emissionen von Personenkraftwagen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 443/2009 des Europäischen Parlaments und 
des Rates ( 16 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(17) Der Durchführungsbeschluss (EU) 2016/587 der Kommission vom 14. April 2016 über die Genehmigung der in 
effizienter Außenbeleuchtung mit Leuchtdioden eingesetzten Technologie als innovative Technologie zur Verrin­
gerung der CO 2 -Emissionen von Personenkraftwagen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 443/2009 des Europäischen 
Parlaments und des Rates ( 17 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(18) Der Durchführungsbeschluss (EU) 2016/588 der Kommission vom 14. April 2016 über die Genehmigung der in 
effizienten 12-Volt-Generatoren eingesetzten Technologie als innovative Technologie zur Verringerung der CO 2 - 
Emissionen von Personenkraftwagen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 443/2009 des Europäischen Parlaments und 
des Rates ( 18 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(19) Der Durchführungsbeschluss (EU) 2016/1721 der Kommission vom 26. September 2016 über die Genehmigung 
der effizienten Außenbeleuchtung mit Leuchtdioden von Toyota zur Verwendung in nicht extern aufladbaren 
Hybrid-Elektro-Fahrzeugen als innovative Technologie zur Verringerung der CO 2 -Emissionen von Personenkraft­
wagen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 443/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 19 ) ist in das EWR- 
Abkommen aufzunehmen. 

(20) Der Durchführungsbeschluss (EU) 2016/1926 der Kommission vom 3. November 2016 über die Genehmigung des 
Fotovoltaik-Dachs zur Batterieaufladung als innovative Technologie zur Verringerung der CO 2 -Emissionen von 
Personenkraftwagen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 443/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 20 ) ist 
in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(21) Anhang XX des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Anhang XX Kapitel III des EWR-Abkommens werden nach Nummer 21aec (Verordnung (EU) Nr. 1014/2010 der 
Kommission) folgende Nummern eingefügt: 

„21aed. 32013 D 0128: Durchführungsbeschluss 2013/128/EU der Kommission vom 13. März 2013 über die 
Genehmigung des Einsatzes von Leuchtdioden in bestimmten Beleuchtungsfunktionen eines Fahrzeugs der 
Kategorie M1 als innovative Technologie zur Verringerung der CO 2 -Emissionen von Personenkraftwagen 
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 443/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 70 vom 
14.3.2013, S. 7).
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21aee. 32013 D 0341: Durchführungsbeschluss 2013/341/EU der Kommission vom 27. Juni 2013 über die 
Genehmigung des Wechselstromgenerators „Valeo Efficient Generation Alternator“ als innovative Technolo­
gie zur Verringerung der CO 2 -Emissionen von Personenkraftwagen gemäß der Verordnung (EG) 
Nr. 443/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 179 vom 29.6.2013, S. 98). 

21aef. 32013 D 0451: Durchführungsbeschluss 2013/451/EU der Kommission vom 10. September 2013 über die 
Genehmigung des Systems der Motorraumkapselung von Daimler als innovative Technologie zur Verringe­
rung der CO 2 -Emissionen von neuen Personenkraftwagen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 443/2009 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 242 vom 11.9.2013, S. 12). 

21aeg. 32013 D 0529: Durchführungsbeschluss 2013/529/EU der Kommission vom 25. Oktober 2013 zur Ge­
nehmigung des Systems von Bosch zur navigationsbasierten Vorkonditionierung des Batterieladezustands bei 
Hybridfahrzeugen als innovative Technologie zur Verringerung der CO 2 -Emissionen von Personenkraft­
wagen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 443/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 284 
vom 26.10.2013, S. 36). 

21aeh. 32014 D 0128: Durchführungsbeschluss 2014/128/EU der Kommission vom 10. März 2014 über die 
Genehmigung des Abblendlichtmoduls mit lichtemittierenden Dioden „E-Light“ als innovative Technologie 
zur Verringerung der CO 2 -Emissionen von Personenkraftwagen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 443/2009 
des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 70 vom 11.3.2014, S. 30). 

21aei. 32014 D 0465: Durchführungsbeschluss 2014/465/EU der Kommission vom 16. Juli 2014 über die Ge­
nehmigung des effizienten DENSO-Wechselstromgenerators als innovative Technologie zur Verringerung der 
CO 2 -Emissionen von Personenkraftwagen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 443/2009 des Europäischen 
Parlaments und des Rates und zur Änderung des Durchführungsbeschlusses 2013/341/EU der Kommission 
(ABl. L 210 vom 17.7.2014, S. 17). 

21aej. 32014 D 0806: Durchführungsbeschluss 2014/806/EU der Kommission vom 18. November 2014 über die 
Genehmigung des Solardachs zur Batterieaufladung von Webasto als innovative Technologie zur Verringe­
rung der CO 2 -Emissionen von Personenkraftwagen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 443/2009 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates (ABl. L 332 vom 19.11.2014, S. 34). 

21aek. 32015 D 0158: Durchführungsbeschluss (EU) 2015/158 der Kommission vom 30. Januar 2015 über die 
Genehmigung von zwei hocheffizienten Generatoren der Robert Bosch GmbH als innovative Technologie 
zur Verringerung der CO 2 -Emissionen von Personenkraftwagen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 443/2009 
des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 26 vom 31.1.2015, S. 31). 

21ael. 32015 D 0206: Durchführungsbeschluss (EU) 2015/206 der Kommission vom 9. Februar 2015 über die 
Genehmigung der effizienten Außenbeleuchtung mit Leuchtdioden der Daimler AG als innovative Tech­
nologie zur Verringerung der CO 2 -Emissionen von Personenkraftwagen gemäß der Verordnung (EG) 
Nr. 443/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 33 vom 10.2.2015, S. 52). 

21aem. 32015 D 0279: Durchführungsbeschluss (EU) 2015/279 der Kommission vom 19. Februar 2015 über die 
Genehmigung des Solardachs zur Batterieaufladung von Asola als innovative Technologie zur Verringerung 
der CO 2 -Emissionen von Personenkraftwagen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 443/2009 des Europäischen 
Parlaments und des Rates (ABl. L 47 vom 20.2.2015, S. 26). 

21aen. 32015 D 0295: Durchführungsbeschluss (EU) 2015/295 der Kommission vom 24. Februar 2015 über die 
Genehmigung des effizienten Generators MELCO GXi als innovative Technologie zur Verringerung der CO 2 - 
Emissionen von Personenkraftwagen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 443/2009 des Europäischen Par­
laments und des Rates (ABl. L 53 vom 25.2.2015, S. 11).
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21aeo. 32015 D 1132: Durchführungsbeschluss (EU) 2015/1132 der Kommission vom 10. Juli 2015 über die 
Genehmigung der Segel-Funktion der Porsche AG als innovative Technologie zur Verringerung der CO 2 - 
Emissionen von Personenkraftwagen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 443/2009 des Europäischen Par­
laments und des Rates (ABl. L 184 vom 11.7.2015, S. 22). 

21aep. 32015 D 2280: Durchführungsbeschluss (EU) 2015/2280 der Kommission vom 7. Dezember 2015 über 
die Genehmigung des effizienten Generators DENSO als innovative Technologie zur Verringerung der CO 2 - 
Emissionen von Personenkraftwagen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 443/2009 des Europäischen Par­
laments und des Rates (ABl. L 322 vom 8.12.2015, S. 64). 

21aeq. 32016 D 0160: Durchführungsbeschluss (EU) 2016/160 der Kommission vom 5. Februar 2016 über die 
Genehmigung der effizienten Außenbeleuchtung mit Leuchtdioden der Toyota Motor Europe als innovative 
Technologie zur Verringerung der CO 2 -Emissionen von Personenkraftwagen gemäß der Verordnung (EG) 
Nr. 443/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 31 vom 6.2.2016, S. 70). 

21aer. 32016 D 0265: Durchführungsbeschluss (EU) 2016/265 der Kommission vom 25. Februar 2016 über die 
Genehmigung des Motorgenerators von MELCO als innovative Technologie zur Verringerung der CO 2 - 
Emissionen von Personenkraftwagen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 443/2009 des Europäischen Par­
laments und des Rates (ABl. L 50 vom 26.2.2016, S. 30). 

21aes. 32016 D 0362: Durchführungsbeschluss (EU) 2016/362 der Kommission vom 11. März 2016 über die 
Genehmigung des Enthalpiespeichers der MAHLE Behr GmbH & Co. KG als innovative Technologie zur 
Verringerung der CO 2 -Emissionen von Personenkraftwagen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 443/2009 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 67 vom 12.3.2016, S. 59). 

21aet. 32016 D 0587: Durchführungsbeschluss (EU) 2016/587 der Kommission vom 14. April 2016 über die 
Genehmigung der in effizienter Außenbeleuchtung mit Leuchtdioden eingesetzten Technologie als innovative 
Technologie zur Verringerung der CO 2 -Emissionen von Personenkraftwagen gemäß der Verordnung (EG) 
Nr. 443/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 101 vom 16.4.2016, S. 17). 

21aeu. 32016 D 0588: Durchführungsbeschluss (EU) 2016/588 der Kommission vom 14. April 2016 über die 
Genehmigung der in effizienten 12-Volt-Generatoren eingesetzten Technologie als innovative Technologie 
zur Verringerung der CO 2 -Emissionen von Personenkraftwagen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 443/2009 
des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 101 vom 16.4.2016, S. 25). 

21aev. 32016 D 1721: Durchführungsbeschluss (EU) 2016/1721 der Kommission vom 26. September 2016 über 
die Genehmigung der effizienten Außenbeleuchtung mit Leuchtdioden von Toyota zur Verwendung in nicht 
extern aufladbaren Hybrid-Elektro-Fahrzeugen als innovative Technologie zur Verringerung der CO 2 -Emis­
sionen von Personenkraftwagen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 443/2009 des Europäischen Parlaments 
und des Rates (ABl. L 259 vom 27.9.2016, S. 71). 

21aew. 32016 D 1926: Durchführungsbeschluss (EU) 2016/1926 der Kommission vom 3. November 2016 über 
die Genehmigung des Fotovoltaik-Dachs zur Batterieaufladung als innovative Technologie zur Verringerung 
der CO 2 -Emissionen von Personenkraftwagen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 443/2009 des Europäischen 
Parlaments und des Rates (ABl. L 297 vom 4.11.2016, S. 18).“
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Artikel 2 

Der Wortlaut der Durchführungsbeschlüsse 2013/128/EU, 2013/341/EU, 2013/451/EU, 2013/529/EU, 2014/128/EU, 
2014/465/EU, 2014/806/EU, (EU) 2015/158, (EU) 2015/206, (EU) 2015/279, (EU) 2015/295, (EU) 2015/1132, (EU) 
2015/2280, (EU) 2016/160, (EU) 2016/265, (EU) 2016/362, (EU) 2016/587, (EU) 2016/588, (EU) 2016/1721 und (EU) 
2016/1926 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union 
veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 16. Dezember 2017 in Kraft, sofern dem Gemeinsamen EWR-Ausschuss alle Mitteilungen nach 
Artikel 103 Absatz 1 des Abkommens vorliegen (*), oder am Tag des Inkrafttretens des Beschlusses des Gemeinsamen 
EWR-Ausschusses Nr. 109/2017 vom 16. Juni 2017 ( 21 ), je nachdem, welcher Zeitpunkt der spätere ist. 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 15. Dezember 2017. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Sabine MONAUNI
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(*) Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt. 
( 21 ) ABl. L 142 vom 7.6.2018, S. 41.



 

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 249/2017 

vom 15. Dezember 2017 

zur Änderung von Anhang XXII (Gesellschaftsrecht) des EWR-Abkommens [2019/1655] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Verordnung (EU) 2016/2067 der Kommission vom 22. November 2016 zur Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 1126/2008 zur Übernahme bestimmter internationaler Rechnungslegungsstandards gemäß der Verordnung 
(EG) Nr. 1606/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf den International Financial 
Reporting Standard 9 ( 1 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(2) Anhang XXII des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Anhang XXII des EWR-Abkommens wird unter Nummer 10ba (Verordnung (EG) Nr. 1126/2008 der Kommission) 
folgender Gedankenstrich angefügt: 

„— 32016 R 2067: Verordnung (EU) 2016/2067 der Kommission vom 22. November 2016 (ABl. L 323 vom 
29.11.2016, S. 1)“ 

Artikel 2 

Der Wortlaut der Verordnung (EU) 2016/2067 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des 
Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 16. Dezember 2017 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR- 
Abkommens vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 15. Dezember 2017. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Sabine MONAUNI
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( 1 ) ABl. L 323 vom 29.11.2016, S. 1. 
(*) Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt.



 

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 250/2017 

vom 15. Dezember 2017 

zur Änderung von Anhang XXII (Gesellschaftsrecht) des EWR-Abkommens [2019/1656] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Durchführungsbeschluss (EU) 2016/1223 der Kommission vom 25. Juli 2016 zur Änderung des Beschlusses 
2011/30/EU über die Gleichwertigkeit bestimmter drittstaatlicher Aufsichts-, Qualitätssicherungs-, Untersuchungs- 
und Sanktionssysteme für Abschlussprüfer und Abschlussprüfungsgesellschaften und über eine Übergangsfrist für 
Prüfungstätigkeiten bestimmter drittstaatlicher Abschlussprüfer und Abschlussprüfungsgesellschaften in der Euro­
päischen Union ( 1 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(2) Anhang XXII des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Anhang XXII des EWR-Abkommens wird unter Nummer 10fd (Beschluss 2011/30/EU der Kommission) folgender 
Gedankenstrich angefügt: 

„— 32016 D 1223: Durchführungsbeschluss (EU) 2016/1223 der Kommission vom 25. Juli 2016 (ABl. L 201 vom 
27.7.2016, S. 23).“ 

Artikel 2 

Der Wortlaut des Durchführungsbeschlusses (EU) 2016/1223 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR- 
Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 16. Dezember 2017 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR- 
Abkommens vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 15. Dezember 2017. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Sabine MONAUNI
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( 1 ) ABl. L 201 vom 27.7.2016, S. 23. 
(*) Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt.



 

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 251/2017 

vom 15. Dezember 2017 

zur Änderung von Protokoll 47 (Beseitigung technischer Handelshemmnisse für Wein) des EWR- 
Abkommens [2019/1657] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Delegierte Verordnung (EU) 2017/1353 der Kommission vom 19. Mai 2017 zur Änderung der Verordnung 
(EG) Nr. 607/2009 hinsichtlich der Keltertraubensorten und ihrer Synonyme, die in der Etikettierung der Weine 
verwendet werden dürfen ( 1 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(2) Dieser Beschluss betrifft weinrechtliche Vorschriften. Nach Absatz 7 der Einleitung zu Protokoll 47 des EWR- 
Abkommens gelten weinrechtliche Vorschriften nicht für Liechtenstein, solange Liechtenstein in das Abkommen 
zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über den Handel mit land­
wirtschaftlichen Erzeugnissen einbezogen ist. Dieser Beschluss gilt daher nicht für Liechtenstein. 

(3) Protokoll 47 zum EWR-Abkommen sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Anlage 1 zu Protokoll 47 des EWR-Abkommens wird unter Nummer 11 (Verordnung (EG) Nr. 607/2009 der Kommis­
sion) folgender Gedankenstrich angefügt: 

„— 32017 R 1353: Delegierte Verordnung (EU) 2017/1353 der Kommission vom 19. Mai 2017 (ABl. L 190 vom 
21.7.2017, S. 5)“ 

Artikel 2 

Der Wortlaut der Delegierten Verordnung (EU) 2017/1353 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR- 
Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 16. Dezember 2017 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR- 
Abkommens vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 15. Dezember 2017. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Sabine MONAUNI
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( 1 ) ABl. L 190 vom 21.7.2017, S. 5. 
(*) Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt.



 

HINWEIS FÜR DEN LESER 

Der Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses Nr. 217/2017 wurde vor seiner Annahme zurückgezogen und ist 
daher hinfällig.
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HINWEIS FÜR DEN LESER 

Der Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses Nr. 238/2017 wurde vor seiner Annahme zurückgezogen und ist 
daher hinfällig.
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HINWEIS FÜR DEN LESER 

Der Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses Nr. 239/2017 wurde vor seiner Annahme zurückgezogen und ist 
daher hinfällig.

DE 3.10.2019 Amtsblatt der Europäischen Union L 254/77
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